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Vorwort 

Gewalt gegen Frauen ist kein Problem am Rande unserer Gesellschaft, sondern fin- 
det mitten unter uns statt. Daher muss Gewalt auch in der Mitte der Gesellschaft 
durch die Zusammenarbeit aller Verantwortlichen verhindert und abgewendet wer- 
den. 

Für die repräsentative Studie „Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von 
Frauen in Deutschland“ wurden im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend mehr als 10 000 Frauen im Alter zwischen 16 und 85 Jah- 
ren zu Gewalterfahrungen befragt. Die Ergebnisse zeigen, dass Frauen aller Alters- 
gruppen, aller Schichten und der unterschiedlichsten ethnischen Zugehörigkeiten im 
Laufe ihres Lebens in einem hohen Ausmaß von Gewalt betroffen sind. Dabei wird 
Gewalt gegen Frauen überwiegend durch Männer und vor allem durch den Partner 
im häuslichen Bereich verübt. Ein besonders hohes Risiko besteht in Trennungspha- 
sen und wenn betroffene Frauen bereits in ihrer Kindheit und Jugend Gewalt erlitten 
haben. 

Diese und weitere Erkenntnisse aus Wissenschaft und Praxis stellen uns vor neue 
Herausforderungen und Aufgaben zur Bekämpfung der Gewalt. Gewaltfreiheit ge- 
hört zu den zentralen Grundwerten des menschlichen Zusammenlebens; die Aus- 
übung von Gewalt verletzt Menschen in ihren gesetzlich verbürgten Grundrechten 
und beschränkt sie in ihrer Entfaltung und Lebensgestaltung. Ob Gewalt am eigenen 
Leib erlitten oder bei anderen beobachtet wird - beides ist eine schwere Hypothek 
für die nachwachsenden Generationen, da die Wahrscheinlichkeit, Opfer zu werden, 
steigt. Diesen Kreislauf müssen wir so früh wie möglich durchbrechen. Daher wird 
einer der Schwerpunkte dieses Aktionsplanes sein, unsere Anstrengungen zu einer 
möglichst früh ansetzenden Prävention zu verstärken und Maßnahmen des Kinder-, 
Jugend- und des Frauenschutzes klug und effektiv miteinander zu verbinden. So sol- 
len beispielsweise das Thema häusliche Gewalt in das Programm „Frühe Hilfen für 
Eltern und Kinder und soziale Frühwarnsysteme“ aufgenommen und eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen Gesundheitssystem, Kinder- und Jugendhilfe, Schwange- 
renberatungsstellen und Frauenunterstützungseinrichtungen entwickelt werden. 

Hier sind alle staatlichen Ebenen - ob Bund, Länder oder Kommunen - in der Ver- 
antwortung. Die Bundesregierung legt mit ihrem zweiten Aktionsplan ein Konzept 
vor, das Antworten auf die aktuellen Herausforderungen zum Schutz der Betroffenen 
gibt. Es setzt da an, wo nach dem ersten Aktionsplan besondere Handlungsnotwen- 
digkeiten bestehen - etwa bei der Berücksichtigung von Frauen mit Migrationshin- 
tergmnd oder im Bereich der medizinischen Versorgung. Ich verbinde mit der Veröf- 
fentlichung dieses Bundesprogramms die Hoffnung, dass Landesregierungen und 
Kommunen in ihren jeweiligen Zuständigkeiten ihre Aktivitäten zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen ebenfalls fortsetzen und intensivieren und dass in der Zu- 
sammenarbeit von öffentlichen Stellen mit Nichtregierungsorganisationen und Ver- 
bänden die Ziele des zweiten Aktionsplans wirkungsvoll unterstützt werden. 

Mit dem Aktionsplan setzen wir auch ein gesellschaftliches Zeichen. Neben dem 
verbesserten Schutz geht es vor allem darum, Frauen und Kinder darin zu stärken, 
ein Leben ohne Gewalt und Angst zu führen und ihre Rechfe wahmehmen zu kön- 
nen. Und es geht darum, so viele Menschen wie möglich zu ermutigen, sich nicht mit 
Gewalt abzufinden, sondern einen aktiven Schritt zu ihrer Vermeidung und Bekämp- 
fung zu machen. 


Ursula von der Leyen, 

Bundesminisferin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend 
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I. Einleitung 

1.1 Wo liegen die neuen Herausforderungen? 

Die Bundesregierung hat mit dem 1999 aufgelegten ers- 
ten Aktionsplan zur Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen ein Gesamtkonzept mit Maßnahmen in der Zu- 
ständigkeit des Bundes verabredet und umgesetzt. Viele 
in der Praxis erfolgreiche Projekte konnten auf den Weg 
gebracht werden. Dazu gehören beispielsweise das Ge- 
waltschutzgesetz, die Interventionsprojekte gegen häus- 
liche Gewalt, die Praxismaterialien für den stationären 
medizinischen Bereich zum Umgang mit Opfern von 
häuslicher Gewalt und das Gesetz zur gewaltfreien Erzie- 
hung. 

Die Ergebnisse der breit angelegten Studie „Lebenssitua- 
tion, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutsch- 
land“ im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (Repräsentativuntersu- 
chung) machen deutlich, dass Frauen in einem hohen 
Ausmaß von vielfältigen Gewaltformen betroffen sind. 
Die Täter sind überwiegend Männer, viele der Taten ge- 
schehen im nahen sozialen Umfeld. Alle Taten haben 
weitreichende gesundheitliche und soziale Folgen. 

Mit dem Aktionsplan 11 sollen die Fragestellungen und 
Herausforderungen aufgegriffen werden, die sich aus die- 
ser Untersuchung sowie weiteren wissenschaftlichen Stu- 
dien und Hinweisen aus der Praxis ergeben. 

Stärkerer Schutz von Migrantinnen, die von Gewalt 
betroffen sind 

Nach der Repräsentativuntersuchung haben Frauen aus 
den beiden befragten Migrantinnengruppen (türkischer 
und osteuropäischer Herkunft) deutlich häufiger als der 
Durchschnitt der weiblichen deutschen Bevölkerung kör- 
perliche und sexuelle Gewalt erlebt. Sie erlitten auch häu- 
figer schwerere Formen von körperlicher und sexueller 
Gewalt. Von Gewalt betroffene Migrantinnen sind in be- 
sonderem Maße auf leicht zugängliche Unterstützungs- 
angebote angewiesen. Die WiBlG-Studie hat herausgear- 
beitet, dass über sogenannte pro-aktive oder aufsuchende 
Hilfsangebote mehr Migrantinnen erreicht werden kön- 
nen; wichtig ist dabei die Berücksichtigung der Sprachdi- 
mension. 

Die Repräsentativstudie aber auch die Rückmeldungen 
aus der Praxis und den Unterstützungseinrichtungen wei- 
sen darauf hin, dass Migrantinnen von einer zusätzlichen 
Gewaltform betroffen sind: Zwangsverheiratungen. Über 
Ausmaß und Charakteristik des Phänomens Zwangsver- 
heiratung in Deutschland gibt es zurzeit noch keine ver- 
lässlichen Daten. Betroffen sind in erster Linie Mädchen 
und junge Frauen aus Familien mit Migrationshinter- 
grund, wobei sich die Problematik nicht allein auf den 
islamischen Kulturkreis beschränkt und auch Männer zu 
den Betroffenen gehören. Die Repräsentativuntersuchung 
erlaubt hierzu lediglich eine erste vorsichtige Einschät- 
zung. Hinweise zur zahlenmäßigen Dimension des Pro- 
blems geben die von einzelnen Bundesländern in den 
letzten Jahren durchgeführten Abfragen bei Unferstüf- 
zungseinrichtungen wie Frauenhäusem, Einrichtungen 


der Jugendhilfe etc. nach den dort bekannt gewordenen 
Fällen. 

Weitere Gewaltformen, von denen Migrantinnen betrof- 
fen sind, sind Menschenhandel, vor allem zum Zweck der 
sexuellen Ausbeutung, aber auch der Arbeitskraft, und 
genitale Verstümmelung. 

Frauen mit Behinderungen mehr in den Blick nehmen 

Frauen mit Behinderungen waren im ersten Gewalt- 
aktionsplan punktuell berücksichtigt. Durch einen grund- 
sätzlichen politischen Paradigmenwechsel hin zu einem 
selbstbestimmten Leben behinderter Frauen und Männer 
rückt die Gewalt gegen Frauen mit Behinderung immer 
mehr in den Mittelpunkt. Dies ist auch der Arbeit der 
politischen Interessenvertretung behinderter Frauen zu 
verdanken. 

Die Täterinnen und Täter kommen überwiegend aus dem 
nahen sozialen Umfeld der Frauen. Übergriffe und sexua- 
lisierte Gewalt werden nicht selten von Personen, welche 
die Pflege übernehmen, ausgeübt. Häufig nutzen sie diese 
Abhängigkeitssituation der Betroffenen aus. Begünstigt 
wird die Gewalt zudem durch fehlendes Selbstbewusst- 
sein bzw. mangelnde Grenzsetzung behinderter Frauen, 
die sie häufig nicht gelernt haben. Bei Frauen mit soge- 
nannter geistiger Behinderung kommt oftmals hinzu, dass 
sie häufig nicht oder nur unzureichend sexuell aufgeklärt 
sind und über ihren Körper, ihre Sexualität und ihr Recht 
auf Intimsphäre, geschweige denn über sexualisierte Ge- 
walt, nicht Bescheid wissen. Wenn es zu Übergriffen 
gekommen ist, können diese vielfach nicht verständlich 
artikuliert werden, oder die Betreuungs- und Assistenz- 
personen nehmen die von den Betroffenen geäußerten 
Hinweise nicht ernst. Daraus ergeben sich besondere Er- 
fordernisse für die Inanspruchnahme von rechtlichen 
Schutzmöglichkeiten, z. B. nach dem Gewaltschutzge- 
setz. Datenmaterial, welches das tatsächliche Ausmaß der 
Gewalt gegen behinderte Frauen im sozialen Umfeld be- 
legt, fehlt bislang. Ebenso ist kaum zielgruppenspezifi- 
sches Aufklärungsmaterial vorhanden. 

Rechtzeitig an die Kinder denken - 
Prävention so früh wie möglich 

ln der Repräsentativstudie zu Gewalt gegen Frauen in 
Deutschland wurde sichtbar, dass körperliche und 
sexuelle Gewalt in Kindheit und Jugend der Frauen und 
in deren Herkunftsfamilie zentrale Risikofaktoren für 
eine späfere Viktimisierung im Erwachsenenleben waren. 
So haben Frauen, die in ihrer Kindheit und Jugend kör- 
perliche Auseinandersetzungen zwischen den Eltern mit- 
erlebt haben, später mehr als doppelt so häufig selbst Ge- 
walt durch (Ex-)Partner erlitten wie Frauen, die keine 
Zeuginnen von elterlicher Gewalt geworden sind. Frauen, 
die in Kindheit und Jugend selbst häufig oder gelegent- 
lich Opfer von körperlicher Gewalt durch Erziehungsper- 
sonen wurden, waren dreimal so häufig wie andere 
Frauen später von Gewalt durch den Partner betroffen. 
Frauen, die Opfer von sexuellem Missbrauch vor dem 
16. Lebensjahr geworden waren, wurden in ihrem Er- 
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wachsenenleben doppelt so häufig wie andere Frauen 
Opfer von häuslieher Gewalt durch den Partner und vier- 
mal häufiger Opfer von sexueller Gewalt. Hier wird deut- 
lich, welche nachhaltigen Auswirkungen die in der Kind- 
heit und Herkunftsfamilie erlebte Gewalt auf das 
Erwachsenenleben hat. 

60 Prozent der befragten Frauen, die über die letzte ge- 
waltbelastete Paarbeziehung berichteten, gaben an, in die- 
ser Paarbeziehung auch mit Kindern zusammengelebt zu 
haben. 57 Prozent der Befragten gaben an, die Kinder 
hätten die Situationen gehört, und 50 Prozent, sie hätten 
sie gesehen. Etwa 21 bis 25 Prozent gaben an, die Kinder 
seien in die Auseinandersetzungen mit hineingeraten oder 
hätten die Befragten zu verteidigen versucht. Jedes zehnte 
Kind wurde dabei selbst körperlich angegriffen. 

Der Zweite Periodische Sicherheitsbericht der Bundesre- 
gierung aus dem Jahr 2006 befasst sich intensiv mit Kin- 
dern und Jugendlichen als Opfer von Gewalt und liefert 
ebenfalls wichtige Anhaltspunkte für die Nofwendigkeif 
einer frühzeitigen Prävention. 

Ein möglichst früh einsetzender, effektiver Schutz von 
Mädchen und Jungen vor Gewalt ist unabdingbar, ln die- 
sem Bereich müssen besondere Anstrengungen unter- 
nommen werden. 

Besondere Risiken beachten - Franen in 
Trennnngssitnationen 

Durch alle Teile der Repräsentativuntersuchung zieht sich 
der Befund, dass Frauen in Trennungs- oder Scheidungs- 
situationen besonders gefährdet sind, Opfer von körper- 
licher oder sexueller Gewalt durch den Partner oder Ex- 
Partner zu werden. So waren sowohl das Ausmaß als 
auch die Schwere der Gewalt bei den geschiedenen 
Frauen deutlich höher als bei anderen Frauen. Auch war 
die Absicht, sich zu trennen, sehr häufig Auslöser für den 
Beginn der Gewalthandlungen des Partners. Trennung 
und Scheidung bzw. die Absicht dazu sind mit einem ho- 
hen Risiko für Frauen verbunden, Opfer von (sich ver- 
sfärkender) Gewalf in Paarbeziehungen zu werden. 

Aufgrund verschiedener Töfungsfälle befassen sich die 
Polizeien der Länder versfärkf mif der Risiko- und Ge- 
fährdungsanalyse, d. h. mit der Frage, wie Gewalteskala- 
tionen bis hin zu Tötungsdelikten in Paarbeziehungen 
verhindert werden können. Auch die Beratungseinrich- 
tungen greifen den Umgang mit dieser besonderen Risi- 
kosituation in ihren Konzepten auf 

Hier sind weitere Erkenntnisse zur besseren Einschätzung 
der Gefahrenlage und zur Unterstützung geeigneter Inter- 
ventionen der unterschiedlichen Berufsgruppen erforder- 
lich. 

Den Gesundheitsbereich zum Schutz betroffener 
Frauen aktivieren 

Die Repräsentativuntersuchung hat ergeben, dass bei den 
betroffenen Frauen häufig - zum Teil erhebliche - ge- 
sundheitliche, physische und psychische Verletzungsfol- 
gen festzustellen waren, ln vielen Fällen sind Professio- 


nelle aus dem Gesundheitsbereich - allen voran 
Ärztinnen und Ärzte - die entscheidenden (ersten) An- 
sprechpersonen. Nicht immer erkennen sie aber die Rele- 
vanz der Gewaltproblematik hinter den Symptomen; auch 
bei einer Offenlegung der Situation durch die Frauen wird 
in zu vielen Fällen nicht angemessen reagiert. Die medi- 
zinische Versorgung und Behandlung müssen so ausge- 
staltet sein, dass gewaltbetroffene Frauen situationsge- 
recht versorgt und unterstützt werden. 

Weitere Ansprechpartnerinnen nnd -partner 
für gewaltbetroffene Franen adressieren: 

Jnstiz nnd Personen des sozialen Nahranms 

Die Evaluation des Gewaltschutzgesetzes im Auftrag des 
Bundesministeriums der Justiz hat gezeigt, dass betrof- 
fene Frauen von den Möglichkeiten des neuen Gesetzes 
Gebrauch machen und dass das Gesetz gut angenommen 
wird. Rückmeldungen der Beratungspraxis in der Bund- 
Länder-Arbeitsgruppe Häusliche Gewalt machen aber 
auch deutlich, dass sich betroffene Frauen von Richterin- 
nen und Richtern, Rechtspfiegerinnen und Rechtspfle- 
gem sowie von Gerichtsvollzieherinnen und Gerichts- 
vollziehern noch höhere Kompetenzen im Umgang mit 
der Thematik häusliche Gewalt wünschen. 

Auch das soziale Umfeld spielt eine große Rolle für ge- 
walfbefroffene Frauen. Bevor sie sich an Insfitutionen wie 
Polizei oder Justiz oder an Hilfseinrichtungen wenden, 
offenbaren sich Frauen meist gegenüber ihnen naheste- 
henden Personen; diese können entscheidende Impulse 
geben, fühlen sich jedoch häufig in dieser Sifuation über- 
fordert und hilflos. Hier müssen weitere Sensibilisie- 
rungsmaßnahmen erfolgen. 

Für Betroffene einen niedrigschwelligen nnd ein- 
fachen Zngang znm Hilfesystem ermöglichen 

Als ein wesentliches Ergebnis, insbesondere der Reprä- 
sentativuntersuchung und der WiBlG-Studie, hat sich ge- 
zeigt, dass Frauen aller Altersgruppen, aller Schichten 
und unterschiedlicher ethnischer Zugehörigkeiten im 
Laufe ihres Lebens in einem hohen Ausmaß von ver- 
schiedenen Gewaltformen betroffen sind und möglichst 
niedrigschwellige, leicht zugängliche, auch anonyme An- 
gebote benötigen, um einen ersten Schritt zur Bewälti- 
gung der konkreten Gewalterfahrung zu tun. Viele Opfer 
von häuslicher Gewalt erdulden die Gewalt des Partners 
über lange Jahre. Insbesondere Opfer von sexueller Ge- 
walt wenden sich weder an Polizei und Justiz noch an 
bestehende Beratungsstrukturen. Gleiches gilt für (sexu- 
elle und andere) Belästigungen am Arbeitsplatz. Auch 
Frauen, die Opfer von Zwangsverheiratung oder Men- 
schenhandel sind, suchen einfach zugängliche, verlässli- 
che und anonyme Beratung. 

Die Täter in die Verantwortung nehmen und 
auf Verhaltensänderungen hinwirken 

Die Täterarbeit, mit der im Rahmen der vom Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend als 
Modellprojekfe geförderten Kooperafions- und Inferven- 
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tionsprojekte begonnen und die innerhalb der WiBlG- 
Studie beforseht wurde, gibt es bisher nur in Ansätzen in 
einigen Bundesländern. Hier stehen als Aufgaben und 
neue Fragestellungen die Entwieklung von Qualitäts Stan- 
dards und die Einbeziehung von neuen inhaltliehen Ele- 
menten in die Täterarbeit an, so z. B. die Adressierung 
von gewalttätigen Männern als Väter und die Entwiek- 
lung von Bausteinen für Täterprogramme, die sieh an 
Männer mit Migrationshintergrund wenden. 

Die bewährten Formen der Znsammenarbeit 
zwischen Bnnd, Ländern nnd Nichtregiernngs- 
organisationen ansbanen 

Dureh die Einriehtung der beiden Bund-Länder-Arbeits- 
gruppen Frauenhandel und Häusliehe Gewalt konnte eine 
gute Kooperation mit den Bundesländern erreieht wer- 
den. Ebenso erfolgreieh verlief der Ansatz, Niehtregie- 
rungsorganisationen in die Zusammenarbeit mit Bund 
und Ländern einzubeziehen und dadureh die praktisehen 
Erfahrungen der Fachberatungsstellen in die Politik- und 
Maßnahmenplanung der Bundesregierung einzubinden. 
Förderlich für diese gelungene Form der Zusammenarbeit 
war die Einrichtung von bundesweiten Vemetzungsstel- 
len der Hilfeeinrichtungen. 

Die Arbeit in beiden Bund-Länder- Arbeitsgruppen zeich- 
net sich durch ein hohes fachliches Niveau und eine ge- 
wachsene vertrauensvolle Zusammenarbeit aus. Diese 
übergreifende, interdisziplinäre Zusammenarbeit zwi- 
schen Bund, Ländern und Nichtregierungsorganisationen 
hat sich als Instrument bewährt und soll fortgesetzt und 
ausgebaut werden. Dort, wo solche Formen der Zusam- 
menarbeit noch fehlen, sollten sie eingeführt werden. Ge- 
rade vor dem Hintergrund der erfolgten Zuständigkeits- 
veränderungen zwischen Bund und Ländern sind solche 
Kooperationsformen eine wichtige Voraussetzung, um bei 
komplexen Fragestellungen mit unterschiedlichen Akteu- 
ren sinnvolle Vorgehensweisen abstimmen und im Inte- 
resse der Betroffenen umsetzen zu können. 

1.2 Ziele und Struktur des Aktionsplans II 

Die Hauptziele des Aktionsplans 11 sind die Verbesserung 
der Effizienz der Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und die Verbesserung des Schutzes der betroffenen 
Frauen. 

Der Aktionsplan 11 orientiert sich an der Struktur des 
Aktionsplans 1 und bündelt Maßnahmen der Bundesregie- 
rung gegen alle Formen von Gewalt in den Bereichen 

1 . Prävention 

2. Rechtsetzung durch den Bund 

3. Hilfesystem zur Unterstützung und Beratung gewalt- 
betroffener Frauen 

4. Bundesweite Vernetzung im Hilfesystem 

5. Kooperationen zwischen staatlichen Institutionen 
und nichtstaatlichen Hilfsangeboten 

6. Arbeit mit Tätern und Täterinnen 


7. Qualifizierung und Sensibilisierung 

8. Forschung 

9. Europäische und sonstige internationale Zusammen- 
arbeit 

10. Unterstützungsmaßnahmen für Frauen im Ausland 

Mit diesem Aktionsplan verbindet die Bundesregierung 
die Erwartung, dass die Bundesländer ihre Programme 
zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen weiterentwi- 
ckeln. Der erste Aktionsplan hatte dazu geführt, dass alle 
Bundesländer Aktionspläne oder Maßnahmenbündel zur 
Verbesserung des Schutzes betroffener Frauen beschlos- 
sen und entsprechende Schritte eingeleitet haben. Dies ist 
deshalb von großer Bedeutung, weil viele erforderliche 
Maßnahmen im alleinigen Zuständigkeitsbereich der 
Bundesländer liegen. 

11. Inhalte des Aktlonsplans II 
der Bundesregierung 

2.1 Prävention 

Jedes Programm zur Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen muss darauf abzielen, die Entstehung von Gewalt 
zu verhindern. Prävention von Gewalt ist daher ein unver- 
zichtbarer Bestandteil des Aktionsplans. 

Prävention muss in einem sehr umfassenden Sinn ver- 
standen werden. Jede Maßnahme, die Täter in die Verant- 
wortung nimmt, entfaltet auch präventive Wirkungen, 
soweit künftige Gewalthandlungen vermieden werden 
sollen. Jede Maßnahme, die Frauen schützt und stärkt, 
hat ebenfalls einen präventiven Charakter, wenn sie eine 
(Re-)Viktimisierung verhindert. 

Im Zentrum der Prävention stehen Maßnahmen für die 
Zielgruppe von Kindern und Jugendlichen, um den Kreis- 
lauf von Gewalt zu durchbrechen. Die Repräsentativ- 
untersuchung „Lebenssituation, Sicherheit und Gesund- 
heit von Frauen in Deutschland“ hat in erschreckender 
Deutlichkeit aufgezeigt, dass Gewalterfahrungen, aber 
auch allein schon das Miterleben von Gewalt in der Kind- 
heit, das Risiko als Erwachsene selbst Opfer von Gewalt 
zu werden, signifikant erhöhen. Konkret betroffene Kin- 
der und Jugendliche bedürfen effektiver Unterstützung, 
und es sind geschlechtsspezifische Angebote zum Erler- 
nen gewaltfreier Konfiiktlösungsstrategien erforderlich. 

Dies setzt Kompetenzen im (vor-)schulischen Bereich 
wie auch in der Jugendarbeit voraus. Mit der Entwicklung 
entsprechender Bausteine insbesondere für den Bereich 
Schule hat die Bund-Länder-Arbeitsgruppe Häusliche 
Gewalt eine Unterarbeitsgruppe beauftragt. Ihre Ergeb- 
nisse richten sich an verschiedene Akteure, die die Um- 
setzung in ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereichen prü- 
fen. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend fördert die wissenschaftliche Begleitung des 
Berliner Modellprojektes „BIG Präventionsprojekt, Ko- 
operation zwischen Schule und Jugendhilfe bei häuslicher 
Gewalt“. Das Projekt erprobt an der Nahtstelle zwischen 
Schule und Jugendamt Vorgehensweisen zur Prävention 
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von häuslicher Gewalt und zur Unterstützung von betrof- 
fenen Kindern und ihren Eltern, ln seinem Rahmen wird 
das Fachpersonal in Schule, Jugendhilfe und Jugendarbeit 
entsprechend qualifiziert. Die Ergebnisse dieses Projektes 
wie auch anderer wegweisender Präventionsmaßnahmen 
sollen auf einer Konferenz des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend vorgestellt werden 
und können damit bundesweit in die Präventionsarbeit 
der Länder und Kommunen einfiießen. 

Um Risiken für Kinder, insbesondere im Zusammenhang 
mit häuslicher Gewalt, finhzeitig zu erkennen und damit 
einer Kindeswohlgefährdung vorzubeugen, entwickelt 
das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend das Programm „Frühe Hilfen für Eltern und Kin- 
der und soziale Frühwarnsysteme“. Ziel ist es, den Schutz 
von Kindern vor Vernachlässigung und Misshandlung, 
insbesondere durch die Stärkung der Erziehungskompe- 
tenz ihrer Eltern, zu verbessern. Dabei konzentriert sich 
der Blick besonders auf die Zielgruppen der Kinder vom 
vorgeburtlichen Alter bis zu ca. 3 Jahren, auf Schwangere 
und junge Mütter und Väter in belastenden Lebenslagen. 
Die raschen Entwicklungsprozesse bei Säuglingen und 
Kleinkindern und ihre große Verletzlichkeit erfordern 
eine frühzeitige Erkennung von Gefährdungen im häusli- 
chen Bereich und eine zügige Bereifsfellung angemesse- 
ner Hilfen. Die Zeit der Schwangerschaft und die Phase 
rund um die Geburt sind Lebenslagen, in denen junge El- 
tern in der Regel medizinische Versorgung in Anspruch 
nehmen und gegenüber Beratungsangeboten besonders 
aufgeschlossen sind, ln einigen Fällen kommt es aber 
auch gerade in dieser Zeit zu ersten oder zunehmenden 
Gewalthandlungen des Partners. Um den Zugang zu Fa- 
milien bereits um die Geburt herum zu erreichen und die 
interdisziplinäre Fachkompetenz zu nutzen, ist eine enge 
Verzahnung von Gesundheitssystem, Kinder- und Ju- 
gendhilfe, Schwangerenberatungsstellen und Frauen- 
unterstützungseinrichtungen notwendig. 

Die Umsetzung des Programms erfolgt in enger Abstim- 
mung mit den Ländern und den Kommunen, ln verschie- 
denen Regionen Deutschlands existieren bereits einzelne 
lokal begrenzte Projekte und Modelle zur Unterstützung 
der Entwicklung und zu einem besseren Schutz in der frü- 
hen Kindheit. Um an diese Erfahrungen anzuknüpfen, 
werden weitere Maßnahmen zur Schließung von Wissens- 
lücken und Modellprojekte zur Erprobung Erfolg verspre- 
chender Ansätze ausgeschrieben. 

Darüber hinaus baut das multiprofessionelle „Nationale 
Zentrum Frühe Hilfen“ (Kompetenzzentrum) eine Platt- 
form über die Ländergrenzen hinweg auf, um das vorhan- 
dene Wissen und die Erfahrungen gezielt zu bündeln und 
allen interessierten Kommunen und Trägem zugänglich 
zu machen sowie diese bei der Implementierung früher 
Hilfen und sozialer Frühwamsysfeme zu unterstützen. 
Auch hierbei wird das Thema häusliche Gewalt einbezo- 
gen. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend unferstüfzf in diesem Zusammenhang das 
Modellprojekt „Pro Kind“ (Prävention durch Frühe För- 
demng - Modellversuch zur Prävention von Krankheit, 


Armut und Kriminalität für Kinder aus benachteiligfen 
Familien) in Niedersachsen. Dieses setzt auf die Präven- 
tion schon während der Schwangerschaft und in den ers- 
ten Lebensjahren. Erstgebärende Schwangere, die sich in 
einer sozialen Problemlage befinden, die minderjährig 
sind, über keine abgeschlossene Schul- oder Bemfsaus- 
bildung verfügen oder Gewalf in der Familie erlebt ha- 
ben, werden von Hebammen und Sozialpädagoginnen ge- 
zielt im häuslichen Umfeld begleitet. Das Projekt wird 
durch eine Wirkungsforschung und eine Kosten-Nutzen- 
Analyse wissenschaftlich begleitet. 

Mit dem „Aktionsplan zum Schutz von Kindern und Ju- 
gendlichen vor sexueller Gewalt und Ausbeutung“ hat die 
Bundesregiemng eine Gesamtstrategie festgelegt, um 
Kinder und Jugendliche gezielt vor sexualisierter Gewalt 
zu schützen. Der Aktionsplan ist prozesshaft angelegt. 
Seine Umsetzung und Fortschreibung wird von einer 
Bund-Länder-Arbeitsgrappe begleitet und aktiv unter- 
stützt. Der Aktionsplan zielt darauf ab, den strafrechtli- 
chen Schutz weiterzuentwickeln, die Prävention und den 
Opferschutz zu stärken sowie die Vernetzung der Hilfs- 
und Beratungsangebote und die internationale Zusam- 
menarbeit zum Schutz von Kindern und Jugendlichen zu 
fordern. Im Rahmen dieses Aktionsplans werden zahlrei- 
che Maßnahmen durch die Bundesregierung gefördert 
und geplant. Hier sind insbesondere folgende Vorhaben 
zur Gewaltprävention hervorzuheben: 

- Die Bundesregierung hat im Rahmen der bundeswei- 
ten Präventionskampagnen „Hinsehen.Handeln.Hel- 
fen“ breite Aufmerksamkeit, Sensibilisierung und 
weitere Aufklärung über das Thema sexuelle Kindes- 
misshandlung erreicht. Die in diesem Zusammenhang 
eingerichtete Intemetseite www.hinsehen-handeln- 
helfen.de enthält wichtige Informationen zur Präven- 
tion von sexueller Gewalt gegen Kinder sowie eine 
einfach zu bedienende Datenbank, in der für das ge- 
samte Bundesgebiet die jeweils nächste örtliche Bera- 
tungsstelle zu finden ist. Dieses Angebot wird die 
Bundesregierung auch künftig zur Verfügung sfellen 
und weiter pflegen. 

- Der von der Bundesregierung herausgegebene Eltem- 
ratgeber „Mutig fragen - besonnen handeln“, der In- 
formationen speziell zum Thema sexuelle Gewalt an 
Kindern und Jugendlichen enthält und Hinweise zum 
präventiven Umgang damit gibt, wird aufgrund der 
großen Nachfrage weiterhin zur Verfügung gesfellf. 

- Im Rahmen ihres Kompefenzbereichs wird die Bun- 
desregierung dazu beifragen, den professionellen Um- 
gang mif sexuell aggressiven und devianfen Minder- 
jährigen im Sinne der Opferprävention und zur 
Verhinderung von Täterstrukturen zu verbessern. Die 
Bundesregierung wird Maßnahmen zur Qualifizierung 
und Weiterbildung von Fachkräften unterstützen, die 
dazu beitragen, die Kooperation zwischen Beratungs- 
stellen, der Kinder- und Jugendhilfe, Polizei, Justiz 
und Psychiatrie zu verstärken. Ein präventives 
Hilfsangebot der Bundesregierung richtet sich speziell 
an Kinder und Jugendliche. Mit dem Kinder- und Ju- 
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gendtelefon der „Nummer gegen Kummer“ besteht an 
bislang 96 regionalen Standorten ein Netzwerk, das 
ein kostenloses, anonymes und thematisch offenes Ge- 
sprächs- und Beratungsangebot für Kinder und Ju- 
gendliche bereitstellt. Ausbau und Qualitätssiche- 
rungsmaßnahmen dieses Telefons werden durch die 
Bundesregierung kontinuierlich gefördert. 

- Zur Prävention von sexueller Gewalt und Ausbeutung 
von Kindern im Tourismusbereich wird die Bundesre- 
gierung gezielt Maßnahmen unterstützen. Dazu gehö- 
ren die Sensibilisierung und Aktivierung von Reisen- 
den und der Tourismuswirtschaft durch folgende 
Projekte: 

- Die Einführung und nachhaltige Implementierung 
eines entsprechenden Verhaltenskodexes in Unter- 
nehmen der Tourismuswirtschaft, in nationalen 
und internationalen Verbänden und Strukturen der 
Tourismuswirtschaft durch ECPAT Deutschland 
e. V. - Arbeitsgemeinschaft zum Schutz der Kin- 
der gegen sexuelle Ausbeutung. Dieser Kodex 
umfasst die Verpflichtung, Reisende zu informie- 
ren, Mitarbeitende der Tourismuswirtschaft zu 
sensibilisieren und zu schulen und entsprechende 
Vereinbarungen mit Hotels und Anbietern vor Ort 
abzuschließen. 

- Um die Aufmerksamkeit von Reisenden für das 
Problem der sexuellen Gewalt gegen Kinder in 
Zielländem des Tourismus zu schärfen und zum 
Handeln anzuregen, unterstützt die Bundesregie- 
rung die Kampagne „Please Disturb“ des Kinder- 
hilfswerks terre des hommes Deutschland. Im Rah- 
men dieser Zusammenarbeit ist die begleitende 
Intemetplattform (www.child-hood.com) entstan- 
den; außerdem ist ein neuer Inflight-, Femseh- und 
Kinospot entwickelt worden, dessen internationa- 
les Marketing von der Bundesregierung gefördert 
wird. 

Der Nationale Aktionsplan „Für ein kindergerechtes 
Deutschland 2005 bis 2010“ (NAP) greift im Rahmen sei- 
ner knapp 170 Maßnahmen wichtige kinderpolitische und 
fachliche Anliegen der Bundesregierung auf Dabei ist im 
NAP eine Vielzahl von Maßnahmen enthalten, die prä- 
ventiven Charakter haben. Zum Thema häusliche Gewalt 
und Gewaltprävention enthält der Aktionsplan insbeson- 
dere folgende Vorhaben und Maßnahmen der Bundesre- 
gierung: 

- Die Bundesregierung fördert die Entwicklung eines 
Eltemtrainings zur Prävention von Partnergewalt. 

- Die Bundesregierung wird prüfen, wie sichergestellt 
werden kann, dass durch Aufklärung und Fortbildung 
der juristischen Fachkräfte das Problem der Partnerge- 
walt beim Sorge- und Umgangsrecht größere Beach- 
tung erfährt; geprüft wird in diesem Zusammenhang 
auch, inwieweit die Teilnahme an solchen Fortbildun- 
gen den Fachkräften als Verpflichtung auferlegt wer- 
den kann. 


- Die Bundesregierung wird Handlungsleitlinien für den 
Kinderschutz im Kontext von Partnergewalt ent- 
wickeln, die eine Beteiligung von Kindern und deren 
Wahrnehmung als eigenständige Personen im Hilfe- 
prozess sichern, sowie Qualitätsstandards zur Behand- 
lung entsprechender Problemlagen für Institutionen 
der Jugendhilfe. 

- Für Dienste für Familien mit Migrationshintergrund 
werden aktuelle Erkenntnisse zur Partnergewalt ziel- 
gruppenspezifisch aufbereitet und zur internen Weiter- 
bildung verbreitet. 

- Die Bundesregierung wird vorliegende Erkenntnisse 
über die geschlechtsspezifische Verarbeitung von Part- 
nergewalt sichten und mit dem Ziel der Entwicklung 
von problemadäquaten Handlungskonzepten für Mäd- 
chen und Jungen auswerten lassen. 

- Die Bundesregierung fördert weiterhin Modellpro- 
jekte zur Unterstützung einer fiächendeckenden Ein- 
führung von Familienbildungsprogrammen mit dem 
Ziel der Aufklärung und Schulung von Eltern hin- 
sichtlich gewaltfreier Erziehungsmethoden. 

- Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass bei in- 
ternationalen Verhandlungen kinderrechtsrelevante 
Übereinkommen stärker beachtet werden und dass in 
der Entwicklungszusammenarbeit Kinder und Jugend- 
liche stärker als bisher in den Strategiepapieren zur 
Armutsbekämpfung berücksichtigt werden. 

- Da besonders Mädchen in vielen Entwicklungsländern 
einen erschwerten Zugang zu sozialen Grunddiensten 
haben, wird die Bundesregierung Mädchen durch 
Maßnahmen zum Empowerment unterstützen. 

- Die Bundesregierung bekräftigt ihr Engagement gegen 
weibliche Genitalverstümmelung. 

Die Umsetzung des Nationalen Aktionsplans wird ein 
breites Engagement aller staatlichen Ebenen, von freien 
und öffentlichen Trägem der Jugendhilfe und vielfältigen 
gesellschaftlichen Akteuren einbinden. 

Auch der Jugendmedienschutz hat eine wichtige Funktion 
für die Prävention von Gewalt und die Erziehung zu ge- 
waltfreiem Verhalten. Aufgabe eines präventiven und er- 
zieherischen Jugendmedienschutzes ist es, medialen Rol- 
lenbildem - einschließlich Gewalt als Ausdmck der 
Auseinandersetzung oder als Mittel von Sexualität - ent- 
gegenzuwirken. Dabei gilt es, für junge Menschen Bera- 
tungsangebofe aufzuzeigen, aufzuklären und posifive me- 
diale Beispiele zu schaffen, in denen Mädchen und junge 
Frauen sich als kompetenf und selbsfbewusst erleben und 
mit diesen Eigenschaften auch von Jungen wahrgenom- 
men werden. Diese Anforderangen werden durch das 
Modellprojekt „jugend online!“ mit dem Jugendportal 
www.netzcheckers.de umgesetzt; weitere Maßnahmen 
werden entwickelt. Das Jugendportal bündelt bundeszen- 
trale Hilfs- und Beratungsangebote auf einer eigenen 
Seite „Ratgeber“ und gliedert diese nach ihren unter- 
schiedlichen thematischen Schwerpunkten. Ein besonde- 
res Gewicht haben dabei die Angebote des Beratungs- 
netzwerkes Beranet und der bke-Jugendberatung. Im 
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thematischen Schwerpunkt „Liebe“ kann über ein Formu- 
lar direkt die Sextra Online-Beratung von pro familia an- 
gesprochen werden, die auch in Fällen sexueller Gewalt 
berät. Die netzcheckers-Redaktion hat junge Migrantin- 
nen und Migranten als besondere Zielgruppe des Portals 
erkannt. Die Redaktion kooperiert mit Einrichtungen des 
Jugendmigrationsdienstes, mit denen gemeinsame Aktio- 
nen durchgefuhrt werden. Bewusst wird dabei versucht, 
eine möglichst große Anzahl von Mädchen und jungen 
Frauen zu beteiligen sowie Aktionen ausschließlich für 
junge Migrantinnen zu entwickeln. 

ln den Medien, die die Bundesregierung in Kooperation 
mit der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung in 
Umsetzung des § 1 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes 
erstellt, wird Gewaltprävention als Querschnittsthema be- 
handelt, so z. B. in Broschüren für betroffene Mädchen 
und Frauen, Eltern und Mitarbeitende in der Berufsaus- 
bildung. 

Auch Angebote für Eltern haben eine wichtige präventive 
Funktion. 

Das Eltemtelefon der „Nummer gegen Kummer“ ist ein 
bundesweit erreichbares, telefonisches, kostenloses, ano- 
nymes Gesprächs-, Beratungs- und Informationsangebot 
für Mütter und Väter, das Unterstützung in Fragen der Er- 
ziehung ihrer Kinder anbietet. Ausbau und Qualitäts- 
sicherungsmaßnahmen dieses Telefons werden durch das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend gefordert. Die Beraterinnen und Berater sollen für 
das Thema häusliche Gewalt noch stärker sensibilisiert 
werden; dazu sind Fort- und Weiterbildungen geplant. 
Das Eltemtelefon wird intensiv mit anderen Institutionen 
und Hilfeeinrichtungen kooperieren und im Bedarfsfall 
weiterführende Hilfen vermitteln. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend plant einen Sondereltembrief, der sich mit 
den Auswirkungen der häuslichen Gewalt auf Kinder be- 
fasst. 

Das Programm Polizeiliche Kriminalprävention der Län- 
der und des Bundes (ProPK) ist auch im Bereich der Ge- 
waltprävention aktiv (www.polizei-beratung.de), unter 
anderem durch Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. Mit der 
Broschüre „Wege aus der Gewalt“ informiert die Polizei 
Eltern und andere Erziehungsverantwortliche über Ursa- 
chen und Ausmaß von Gewalt. Die Broschüre „Wohin 
gehst du?“ thematisiert die Bereiche des Lebens, in denen 
Kinder und Jugendliche - aktiv oder passiv - mit dem 
Phänomen „Kriminalität“ konfrontiert werden können. 
Dabei kommen die Aspekte „Kindesmissbrauch“ und 
„Sexueller Missbrauch“ ebenso zur Sprache wie die The- 
men „Jugendkriminalität“, „Jugend und Gewalt“ sowie 
„Medien und Gewalt“. Neben der Beleuchtung gesell- 
schaftlicher und psychologischer Hintergründe sensibili- 
siert die Broschüre auch für typische Symptome erlittener 
oder angewandter Gewalt. Mit der Kampagne „Hand in 
Hand - Gegen Gewalt! Für die Zukunft unserer Kinder“ 
wird die gewaltfreie Erziehung in türkisch-stämmigen 
Migrantenfamilien gefördert. 


Mit zunehmender Enttabuisierung des Themas „Gewalt 
gegen behinderte Frauen“ zeigt sich, dass Frauen mit un- 
terschiedlichsten Formen von Behinderung mindestens in 
gleichem Umfang, wahrscheinlich aber noch häufiger, 
von (sexueller) Gewalt betroffen sind als nicht behinderte 
Frauen. Diese Übergriffe erfolgen offensichtlich in erheb- 
lichem Ausmaß in allen Einrichtungsformen, im häusli- 
chen Bereich, bei der Fahrt zur Förderschule oder zur 
Werkstatt. Probleme liegen häufig im mangelnden Selbst- 
bewusstsein und in der fehlenden Aufklärung der Betrof- 
fenen. 

Eine der wirksamsten Präventionsmöglichkeiten vor Ge- 
walt ist es, die Frauen und Mädchen selbst zu stärken, da- 
mit sie möglichen Grenzüberschreitungen und Übergrif- 
fen entgegentreten können. Frauen und Mädchen mit 
(drohender) Behinderung können nach dem Neunten So- 
zialgesetzbuch (SGB IX) Übungen, die der Stärkung des 
Selbstbewusstseins dienen, ärztlich verordnet bekommen. 
Sie werden als ergänzende Leistung zur medizinischen 
Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben er- 
bracht und im Rahmen des Rehabilitationssports durchge- 
führt. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend fordert daher das Forschungsprojekt 
„SELBST - Selbstbewusstsein für behinderte Mädchen 
und Frauen (§ 44 SGB IX)“. Ergebnisse sollen Curricula 
sowohl für die Übungen als auch für die Ausbildung von 
zukünftigen Übungsleiterinnen sein, die im Rahmen des 
Rehabilitationssports Anwendung finden können. Außer- 
dem werden Leitlinien und Qualitätsstandards für diese 
Übungen erarbeitet. Die Curricula sollen in der Regelpra- 
xis etabliert werden. 

Für die Entwicklung einer forschungsbasierten sexualpä- 
dagogischen Materialiensammlung hat das Bundesminis- 
terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend das Mo- 
dellprojekt „Umgang mit sexueller Selbstbestimmung 
und sexualisierter Gewalt in Wohneinrichtungen für 
junge Menschen mit geistiger Behinderung“ gefördert. 
Auf der Basis der Forschungsergebnisse werden für die 
Präventionsarbeit Publikationen zur Verfügung gestellt: 
Ein Arbeitsbuch für Menschen mit Lemschwierigkeiten 
in Wohneinrichtungen, ein Begleitband für das Fachper- 
sonal der Einrichtungen sowie eine Kurzfassung des For- 
schungsberichts. 

Für Frauen mit Behinderungen, die in Einrichtungen le- 
ben, sind Ansprechpersonen wichtig, die sie bei der 
Durchsetzung ihrer Anliegen unterstützen. Frauenbeauf- 
tragte in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation tra- 
gen wesentlich zur Gewaltprävention bei. Dies hat die 
Machbarkeitsstudie des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend zur Etablierung von Frauen- 
beauftragten ergeben. Im Rahmen eines Modellprojektes 
sollen in einem nächsten Schritt die Arbeit und die Über- 
nahme von bestimmten Aufgabenfeldem, auch im Be- 
reich der Gewaltprävention, modellhaft erprobt werden. 

Die Beauftragte der Bundesregierung für die Belange be- 
hinderter Menschen ist eine Anlaufstelle für Menschen 
mit Behinderungen. Sie wirkt nach dem Behinderten- 
gleichstellungsgesetz (BGG) darauf hin, dass die Verant- 
wortung des Bundes, für gleichwertige Lebensbedingun- 
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gen für Menschen mit und ohne Behinderung in allen 
Teilen des gesellschaftlichen Lebens zu sorgen, erfüllt 
wird. Hierzu gehört auch der Schutz von behinderten 
Frauen und Mädchen vor Gewalt. Sie nimmt die Anliegen 
behinderter Menschen auf und bringt sie in alle Politikbe- 
reiche ein. 

Frauen und Mädchen mit Migrationshintergrund sind von 
spezifischen Formen von Gewalt betroffen. Dazu zählt 
auch Zwangsverheiratung, die eine schwere Menschen- 
rechtsverletzung darstellt. Über Ausmaß und Charakteris- 
tik des Phänomens Zwangsverheiratung in Deutschland 
gibt es noch keine verlässlichen Daten. Unscharf und in 
der öffentlichen Debatte umstritten ist auch die Abgren- 
zung von arrangierter Ehe einerseits und Zwangsverheira- 
tung andererseits. Betroffen sind in erster Linie Mädchen 
und junge Frauen zwischen 16 und 21 Jahren aus Fami- 
lien mit Migrationshintergrund, wobei sich die Problema- 
tik nicht allein auf den islamischen Kulturkreis be- 
schränkt und häufig junge Frauen aus Familien mit 
sozialen Problemen betroffen sind. Das Bundesministe- 
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend fordert da- 
her ein Modellprojekt zum Ausbau eines Online-Bera- 
tungsangebotes für von Zwangsverheiratung und anderer 
häuslicher Gewalt bedrohte und betroffene junge Migran- 
tinnen. Im Rahmen des Projektes sollen auch Beratungs- 
angebote für den Freundeskreis der Befroffenen, profes- 
sionelle Helferinnen und Helfer, Multiplikaforinnen und 
Multiplikaforen geschaffen werden. Darüber hinaus soll 
die Vemefzung mif anderen Unfersfützungseinrichtungen 
ausgebaut werden. 

Außerdem unterstützt die Bundesregierung eine Reihe 
unterschiedlicher Maßnahmen zur Prävention von Gewalt 
gegen Migrantinnen, wie z. B. die Förderung öffentlich- 
keitswirksamer Maßnahmen - auch in den Communities 
und in den Heimatländern - zur Aufklärung gegen 
Zwangsverheiratungen, und Projekte und Maßnahmen 
zur Stärkung von Migrantinnen. Das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend fÖrderf 
verschiedene Maßnahmen zur Verbesserung der gesell- 
schaftlichen und politischen Teilhabe von Frauen mif Mi- 
grationshintergrund, die auf die Sfärkung der Eigensfän- 
digkeit zielen und daher gewaltpräventiven Charakter 
haben. Exemplarisch genannt seien 

- das „Dialogforum mit Vertreterinnen von muslimi- 
schen Frauenorganisationen bzw. Sprecherinnen von 
islamischen Dachverbänden und überregionalen Zu- 
sammenschlüssen von Muslimen in Deutschland“ zur 
Verbesserung der gesellschaftlichen Teilhabe von 
Musliminnen und zur Verständigung zu gleichstel- 
lungspotitischen Themen; 

- das Projekt „Transkulturelles und interreligiöses Lem- 
haus der Frauen“ als Qualifizierungsprogramm zur 
Kulturmittlerin für Frauen mif und ohne Migrations- 
hintergrund und 

- das Projekt „network.21“, ein Mentoring-Programm 
für junge Frauen (Obersfufenschülerinnen und Sfuden- 
tinnen) als unfersfüfzendes Nefzwerk für die eigene 
Arbeifsmarkf- und Karriereorienfierung. 


Präventivmaßnahmen zur Verhinderung von Gewalt ge- 
gen Frauen und Mädchen mit Migrationshintergrund sind 
durch das Bundesministerium des Innern und das Bun- 
desamt für Migration und Flüchtlinge in mehreren För- 
derbereichen abgedeckt und werden künftig verstärkt. 

Hierzu gehören Frauenkurse, die Elemente eines niedrig- 
schwelligen SprachfÖrderangebotes als integrationskurs- 
begleitende Maßnahme sowie Beratung zu individuellen, 
lebenslagenorientierten Themen enthalten. Diese Ange- 
bote sollen die Integration der ausländischen Frauen för- 
dern, ihr Selbstbewusstsein und ihre Ressourcen stärken 
und sie an weiterführende Integrationsangebofe heranfüh- 
ren. Im Konzepf isf vorgesehen, unter anderem Fragen 
der Ehr- und Moralvorstellungen, Zwangsverheiratungen 
und Gewalt gegen Frauen zu behandeln. Zusätzlich wird 
eine Sensibilisierung der Kursleiterinnen für diese The- 
menbereiche angesfrebt, um Rat suchende Frauen an ent- 
sprechend qualifizierte Beratungsstellen weiterzuvermit- 
teln. 

Daneben fördert das Bundesministerium des Innern Inte- 
grationsprojekte für Ausländerinnen und Ausländer, die 
sich auf politisch besonders relevante Schwerpunktfelder 
der Integration konzentrieren und eine politische Signal- 
wirkung haben, wie z. B. Partizipation am politischen Le- 
ben, Aktivierung von Migrationsorganisationen, Einbe- 
ziehung von Moscheevereinen, Dialog mit Muslimen und 
Musliminnen, Vermittlung demokratischer Werte und Ge- 
waltprävention. Es handelt sich dabei um Projekte, die 
vorwiegend von Migrationsorganisationen durchgeführt 
werden und die deren Aktivitäten auf dem Gebiet der In- 
tegration als vorbildliche Beispiele zum Ausdruck brin- 
gen. Besonders hervorzuheben ist in diesem Zusammen- 
hang das von NAVEND - Zentrum für Kurdische Sfudien 
e. V. durchgeführfe Projekf „Barrieren überwinden, für 
gemeinsame Werfe einfreten“, mif dem speziellen Bera- 
tungs- und Hilfsangebofe für kurdische Migrantinnen auf- 
gebaut werden, die von häuslicher Gewalt betroffen oder 
bedroht sind. 

Darüber hinaus fördert das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge auch Projekte, die sich speziell an die Ziel- 
gruppe der Mädchen und Frauen richten, um ihre Selbst- 
hilfekräfte zu stärken und die Integrationsfähigkeit zu 
verbessern. Speziell mit der Thematik „Gewalt gegen 
Frauen“ beschäftigt sich das Projekt „Küchenboxer“ der 
Stadt Cloppenburg, mit dem häusliche Gewalt in Spätaus- 
siedlerfamilien enttabuisiert werden soll, um die hohe 
Dunkelziffer aufzuhellen. Im Projekt „Pinocchio“ des 
Diakonischen Werks in Detmold geht es um präventive 
Arbeit mit Mädchen und jungen Frauen im familiären 
Kontext. Das Bundesamt wird verstärkt Projekte zur Ge- 
waltprävention, insbesondere Projekte für die Zielgruppe 
Mädchen und junge Frauen mit Migrationshintergrund, 
fördern. 

Die Integrationsbeauftragte der Bundesregierung gibt zur 
Information von Migrantinnen ein Faltblatt mit dem Titel 
„Tatort Familie“ heraus. Diese Informationsbroschüre 
klärt über die Rechte von Frauen auf, die häuslicher Ge- 
walt ausgesetzt sind. Sie ist in deutscher, englischer, tür- 
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kischer, russischer, serbokroatischer und arabischer Spra- 
che erhältlich. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit und Entwicklung fördert vielfältige Maßnahmen der 
Prävention von Gewalt gegen Frauen und Mädchen, 
deren Wirkungen auf die Partnerländer ausgerichtet sind 
(s. Kapitel 2.10). 

Gewalt gegen Frauen endet nicht mit dem Erreichen eines 
bestimmten Lebensalters, sondern kann sich ins höhere 
Alter hinein fortsetzen, zum Teil auch, bedingt durch al- 
tersbezogene Veränderungen wie Erkrankungen, dort erst 
einsetzen. Pflegebedürftige und Pflegende sind - in sta- 
tionären Einrichtungen, aber auch im häuslichen Bereich - 
in der Mehrheit Frauen. Hilfe- und Pflegebedürftige sind 
in besonderem Maße verletzlich und angreifbar und in ih- 
ren Möglichkeifen, sich um Hilfe und möglicherweise um 
eine Verfolgung des Täfers oder der Täterin zu bemühen, 
vielfach stark eingeschränkt. Dies zeigen auch wissen- 
schaftliche Studien. 

Soweit der Blick sich auf das Thema Gewalt in Pflegebe- 
ziehungen richtet, sind die potenziellen Täter wie die 
möglichen Opfer mehrheitlich Frauen. Um dem steigen- 
den Bedarf an Aufklärung, Beratung und Hilfe zu demen- 
ziellen Krankheitsbildem, insbesondere der Alzheimer- 
Demenz, gerecht zu werden, fördert das Bundesministe- 
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend die Arbeif 
der Deufschen Alzheimer Gesellschaft. Dazu gehören In- 
formationen über die Alzheimer-Krankheit sowie über 
die Möglichkeiten der Krankheitsbewältigung bei den be- 
troffenen Männern und Frauen und ihren Angehörigen 
mit dem bundesweiten „Alzheimer-Telefon“. Weitere 
Schwerpunkte liegen auf dem Medium Internet, der Hilfe 
für alleinlebende Männer und Frauen mif Demenz sowie 
dem Ausbau der Beratertools. 

Zur Prävention gehört auch eine breite Bekanntmachung 
von Hilfsangeboten. Die vom Bundesministerium für Fa- 
milie, Senioren, Frauen und Jugend geförderfen Info-Bör- 
sen für Frauen (www.infoboersen-fuer-frauen.de) wer- 
den auf kommunaler Ebene die Chance biefen, Angebofe 
für gewaltbetroffene Frauen zu vernetzen und bekannt zu 
machen. 

2.2 Rechtsetzung durch den Bund: Gesetz- 
gebung und Verwaltungsvorschriften 

Mit dem am 1. Januar 2002 in Kraft getretenen Gewalt- 
schutzgesetz wurde ein Meilenstein für die Verbesserung 
des rechtlichen Schutzes der von Gewalt Betroffenen ge- 
setzt. Mit ihm wurde ein Paradigmenwechsel eingeleitet: 
Wer schlägt, der geht. Erstmals sind nicht mehr nur die 
Betroffenen Zielgruppe von Maßnahmen, sondern die Tä- 
ter. ln nahezu allen Bundesländern wurden die polizeili- 
chen Eingriffsmöglichkeiten entsprechend verbessert. 
Damit wurde ein effektives Gesamtpaket von Schutzmaß- 
nahmen durch Bund und Länder auf den Weg gebracht. 

Das Bundesministerium der Justiz hat kurze Zeit nach In- 
krafttreten des Gesetzes eine Begleitstudie in Auftrag ge- 
geben, bei der u. a. die Opfer befragt wurden. Hierdurch 
sollte festgestellt werden, ob sich das Gewaltschutzgesetz 


in der Praxis bewährt. Der Schlussbericht der Evaluation 
wurde 2005 veröffentlicht. Die Ergebnisse zeigen, dass 
der Bedarf für das Gewalfschufzgesefz vorhanden war 
und dass die gefroffenen Regelungen erfolgreich sind. 
Insbesondere bei häuslicher Gewalf haben sich die neuen 
Regelungen in der Praxis bewährt und werden überwie- 
gend positiv eingeschätzt. 

Die Evaluation verdeutlicht aber auch, dass in Bezug auf 
die Umsetzung und Nutzung der durch die Neuregelun- 
gen geschaffenen Möglichkeiten in der Praxis noch Opti- 
mierungsmöglichkeiten vorhanden sind. Diese betreffen 
insbesondere das sogenannte „Stalking“, von dem Frauen 
besonders betroffen sind. Seitens der Opfer und der 
Staatsanwaltschaften wurde ein eigener Tatbestand gegen 
Stalking im Strafgesetzbuch gefordert, der Stalking un- 
mittelbar und speziell mit Strafe bedroht. Dies hat die 
Bundesregierung aufgegriffen: Zur Verbesserung des 
strafrechtlichen Schutzes vor fortgesetzter Verfolgung, 
Belästigung und Bedrohung ist der neue Straftatbestand 
§ 238 (Nachstellung) des Strafgesetzbuches (StGB) am 
3 1 . März 2007 in Kraft getreten. Die Strafvorschrift sieht 
zudem erhöhte Strafrahmen für Fälle vor, in denen der 
Täter eine andere Person durch die Tat in die Gefahr des 
Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung bringt 
oder den Tod des Opfers, eines Angehörigen des Opfers 
oder einer anderen dem Opfer nahestehenden Person ver- 
ursacht. Auf diese Fälle bezieht sich auch der geänderte 
§ 112a der Strafprozessordnung (StPO). Dadurch wird die 
Möglichkeit geschaffen, in schwerwiegenden Fällen ge- 
fährliche Täfer in Haft zu nehmen, um schwere Straftaten 
gegen Leib und Leben zu verhindern. 

Weitere Änderungen sind bei der gerichtlichen Zustän- 
digkeit für Maßnahmen nach dem Gewalfschufzgesefz 
vorgesehen. Durch die Evaluafion haf sich gezeigf, dass 
die bisherige gespaltene Zuständigkeitsregelung dem Be- 
dürfnis der Betroffenen nach einer schnellen Entschei- 
dung nicht optimal gerecht wird. Um den Schutz der Op- 
fer zu optimieren, soll daher die Zuständigkeit für die 
Maßnahmen nach dem Gewalfschufzgesefz bei den Fami- 
liengerichten konzentriert werden. 

Bereits im Gesetzgebungsverfahren zum Gewaltschutz- 
gesetz sowie zum Kinderrechteverbesserungsgesetz 
wurde darauf hingewiesen, dass gerichtliche Entschei- 
dungen in Bezug auf Umgangskontakte des Kindes mit 
dem gewalttätigen Eltemteil mit dem Erlass von Schutz- 
anordnungen abgestimmt werden müssen. Die rechtstat- 
sächliche Untersuchung zum Gewaltschutzgesetz hat er- 
geben, dass in rund 75 Prozent der untersuchten Fälle 
Kinder im betroffenen Haushalt lebten, ln 54 Prozent der 
Verfahren wurde vorgetragen, dass Kinder von den Ge- 
walthandlungen betroffen sind. Nach der Untersuchung 
wird in der Mehrzahl der Verfahren, in denen Maßnah- 
men nach dem Gewaltschutzgesetz getroffen werden, 
auch über das Sorge- und Umgangsrecht für die Kinder 
enfschieden. Rückmeldungen aus der Beratungspraxis in 
der Bund-Länder- Arbeitsgruppe Häusliche Gewalt zeigen 
jedoch, dass betroffene Frauen und die Beratungsstellen 
Probleme in Bezug auf die Vereinbarkeit von Schutzmaß- 
nahmen nach dem Gewaltschutzgesetz mit kindschafts- 
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rechtlichen Regelungen zum Sorge- und Umgangsrecht 
sehen. Die Bundesregierung wird die weitere Entwick- 
lung beobachten und prüfen, ob weitere Schritte für eine 
sachgerechte Lösung notwendig sind. 

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und 
Jugendhilfe hat die Bundesregierung den Schutzauftrag 
der Jugendhilfe bei Kinde swohlgefahrdung konkretisiert. 
Mit einem neuen § 8a des Achten Sozialgesetzbuches 
(SGB Vlll), der die Pflichten der in der Jugendhilfe täti- 
gen Fachkräfte spezifiziert und ihnen eine gesetzliche 
Grundlage gibt, soll eine signifikante Verbesserung des 
Kindesschutzes in Deutschland erreicht werden. Hierzu 
gehört, dass nunmehr auch die Träger von Einrichtungen 
und Diensten der freien Jugendhilfe über Vereinbarungen 
mit den Trägem der öffentlichen Jugendhilfe in die Wahr- 
nehmung des Schutzauftrags einbezogen werden. Das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend wird das Gesetz evaluieren und dabei einen beson- 
deren Akzent auf die Umsetzung des Schutzauftrags set- 
zen. 

Kinder, die von elterlicher Partnerschaftsgewalt unmittel- 
bar oder mittelbar als Zeugen betroffen sind, haben ein 
besonders hohes Gefährdungsrisiko. Mit dem Entwurf ei- 
nes Gesetzes zur Erleichtemng familiengerichtlicher 
Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls verfolgf 
die Bundesregiemng das Ziel, den Schulz gefährdefer 
Kinder zu verbessern. Durch eine enfsprechende Ausge- 
sfaltung der materiellrechtlichen und verfahrensrechtli- 
chen Vorschriften zum familiengerichtlichen Kindes- 
schutzverfahren soll dazu beigetragen werden, dass die 
sozialpädagogischen Hilfs- und Unterstützungsangebote 
tatsächlich die Familie erreichen. Insbesondere sollen 
Möglichkeiten geschaffen werden, frühzeitiger und stär- 
ker auf die Eltern einzuwirken, um diese anzuhalten, not- 
wendige öffentliche Hilfen zur Wiederherstellung ihrer 
Eltemkompetenz in Anspmch zu nehmen. So soll unter 
anderem in der Vorschrift des § 1666 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB) klargestellt werden, dass das Fami- 
liengericht die Eltern anweisen kann, öffentliche Hilfen 
anzunehmen, z. B. die Teilnahme des gewalttätigen El- 
temteils an einem Anti-Aggressionstraining oder Täter- 
programm. 

Bei der Umsetzung des Sozialgesetzbuches Zweites Buch 
(Grandsichemng für Arbeitsuchende - SGB 11) hatten 
sich Probleme speziell für die Frauen, die als Befroffene 
von häuslicher Gewalf Zuflucht in Frauenhäusem suchen, 
ergeben. Eines dieser Probleme war die fehlende Kosten- 
erstattungsregelung zwischen den betroffenen kommuna- 
len Trägem. Aufgrund entsprechender Rückmeldungen 
aus dem Frauenhausbereich wurde zwischenzeitlich eine 
Kostenerstattungsregelung in das Gesetz aufgenommen. 

Bei der Evaluation der Umsetzung des SGB 11 wird auch 
die Gruppe der von Gewalt betroffenen Frauen Berück- 
sichtigung finden. Das Forschungsprojekt soll eine 
eingehende Analyse der durch die Umsetzung der Grund- 
sicherung verursachten Wirkungen aus gleichstellungs- 
politischer Sicht leisten und im Ergebnis problembezo- 
gene und umsetzungsorientierte Handlungsempfehlungen 
zur Beseitigung möglicher Defizite geben. 


Deutschland hat die Straftatbestände zum Menschenhan- 
del im Zusammenhang mit der Ratifizierung des Zusatz- 
protokolls „Menschenhandel“ der Vereinten Nationen 
(VN) (Protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestra- 
fung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- 
und Kinderhandels, zum Übereinkommen der Vereinten 
Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte 
Kriminalität) und der Umsetzung des EU-Rahmenbe- 
schlusses zur Bekämpfung des Menschenhandels umfas- 
send reformiert. Sowohl der Menschenhandel zum Zweck 
der sexuellen Ausbeutung als auch der Menschenhandel 
zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft sind nun- 
mehr im Strafgesetzbuch gleichermaßen unter Strafe ge- 
stellt. Gleichzeitig wurde die Zwangsverheiratung als be- 
sonders schwerer Fall der Nötigung explizit ins 
Strafgesetzbuch aufgenommen. 

Der Bericht der Bundesregierung zu den Auswirkungen 
des Prostitutionsgesetzes, der 2007 veröffentlicht wurde, 
hat verschiedene Handlungsfelder für den Gesefzgeber 
identifizierf und enthält Prüfaufträge, um Mädchen und 
Frauen vor Gewalt und Ausbeutung besser zu schützen: 

- Die Bundesregierung wird prüfen, inwieweit der 
Schutz der Opfer von Menschenhandel und Zwangs- 
prostitution verbessert werden kann. Insbesondere 
wird eine angemessene Lösung zur Regelung der 
Strafbarkeit der Freier von Zwangsprostituierten ge- 
schaffen werden müssen. 

- ln diesem Zusammenhang wird die Bundesregierung 
auch prüfen, inwieweit das sog. Vermieterprivileg ge- 
strichen werden sollte. 

- Zur Verbesserung des Schutzes von Jugendlichen vor 
sexuellem Missbrauch wird die Schutzaltersgrenze in 
§ 182 Abs. 1 Nr. 1 und 2 StGB auf 18 Jahre angehoben 
werden. Ein entsprechender Gesetzentwurf der Bun- 
desregierung befindet sich bereits in der parlamentari- 
schen Beratung. 

- Die Bundesregierung wird im Benehmen mit den 
Bundesländern prüfen, ob und gegebenenfalls mit 
welchen gewerberechtlichen Instrumenten die Kon- 
trolle von gewerblichen Betätigungen im Zusammen- 
hang mit sexuellen Dienstleistungen effizienter gestal- 
tet werden kann, ln diesem Zusammenhang wird 
insbesondere die Einführung einer Genehmigungs- 
pfiicht für Bordelle, bordellartige Betriebe und andere 
Betriebe mit Bezug zu sexuellen Dienstleistungen zu 
prüfen sein. 

- Die Bundesregierung wird prüfen, wie der Ausstieg 
aus der Prostitution durch Ausstiegshilfen und Aus- 
stiegsprogramme besser unterstützt werden kann und 
wie ggf modellhafte Ansätze gefördert und der Zu- 
gang zu Qualifizierungs- und Förderungsmaßnahmen 
flexibler gestaltet werden können. 

- Prostitution darf rechtlich nicht als zumutbare Option 
zur Sicherung des Lebensunterhalts gelten. Eine Ar- 
beitsvermittlung in die Prostitution durch die Bun- 
desagentur für Arbeif muss deshalb ausgeschlossen 
werden. Die Bundesregierung wird daher aufmerksam 
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beobachten, ob auf der Grundlage der gegenwärtigen 
Praxis der Bundesagentur für Arbeit die Arbeitsver- 
mittlung in Beschäftigungen im Bereich der Prostitu- 
tion auch weiterhin zuverlässig ausgeschlossen bleibt. 

Die Bundesregierung hat mit der Umsetzung dieser 
Punkte begonnen. 

Das Gesetz zur Reform der Führungsaufsicht und zur Än- 
derung der Vorschriften über die nachträgliche Siche- 
rungsverwahrung, das im April 2007 in Kraft getreten ist, 
ermöglicht eine wirksamere Kontrolle der Lebensführung 
von entlassenen Straftätern und verbessert damit ins- 
besondere auch den Schutz von Frauen und Kindern vor 
Sexualstraftaten. Im Rahmen der Führungsaufsicht wird 
der Verurteilte einer Aufsichtsstelle und einem Bewäh- 
rungshelfer unterstellt, und es werden ihm verbindliche 
Weisungen für seine Lebensführung erteilt. Durch das 
Gesetz wurde u. a. die Möglichkeit geschaffen, gegen den 
Verurteilten ein mit Strafe bewehrtes Kontaktverbot aus- 
zusprechen. Damit kann z. B. verhindert werden, dass der 
Verurteilte nach seiner Freilassung das Opfer seiner Straf- 
tat erneut belästigt oder bedroht. Sexualstraftätem kann 
unter Strafandrohung auch verboten werden, Kontakte zu 
fremden Kindern aufzunehmen. Darüber hinaus wurde 
die Weisung ermöglicht, sich zu bestimmten Zeiten einem 
Therapeuten vorzustellen. Bestehende Möglichkeiten der 
ambulanten psychiatrischen, psycho- oder sozialthera- 
peutischen Betreuung und Nachsorge für Maßregelvoll- 
zugspatientinnen und -patienten und Haftentlassene, ins- 
besondere durch forensische Ambulanzen, wurden in die 
rechtlichen Regelungen der Führungsaufsicht einbezo- 
gen. Damit wurde gleichzeitig ein gesetzgeberisches Si- 
gnal für die Schaffung und Erweiterung entsprechender 
Therapieeinrichtungen (forensische Ambulanzen) durch 
die Länder gegeben. Verstößt die verurteilte Person gegen 
strafbewehrte Weisungen, so kann dies mit einer Frei- 
heitsstrafe von bis zu drei Jahren (bisher: bis zu einem 
Jahr) geahndet werden. Die Führungsaufsicht, die vor In- 
krafttreten der Reform grundsätzlich auf höchstens fünf 
Jahre befrisfef war, kann bei Sexualsfraftätem unter be- 
stimmten Voraussetzungen unbefristet verlängert werden. 

Die Verfolgung von Menschenhändlem ist davon abhän- 
gig, dass die Opfer gut beraten und betreut sind und als 
Zeuginnen für ein Strafverfahren zur Verfügung sfehen. 
Unverzichtbar sind daher kompetente Fachberatungsstel- 
len, die die Frauen professionell unterstützen. 

Die Europäische Union schreibt in ihrer Richtlinie 81/2004 
vom 29. April 2004 über die Erteilung von Aufenthalts- 
titeln für Driffsfaafsangehörige, die Opfer des Menschen- 
handels sind oder denen Beihilfe zur illegalen Einwande- 
rung geleistet wurde und die mit den zuständigen 
Behörden kooperieren (Opferschutz-Richtlinie), den be- 
sonderen Schutz von kooperationswilligen Opfern von 
Menschenhandel vor. Bei der nationalen Umsetzung spie- 
len sowohl aufenthaltsrechtliche als auch sozialrechtliche 
Bestimmungen eine Rolle. 

Im aufenthaltsrechtlichen Bereich wird diese Richtlinie 
mit dem Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asyl- 
rechtlicher Richtlinien der Europäischen Union umge- 


setzt. Es bringt folgende Änderungen für die Opfer von 
Menschenhandel: ln das Aufenthalfsgesefz wird neben ei- 
ner Bedenkzeif von mindesfens einem Monaf, während 
der sich die Opfer von den Folgen der Taf(en) erholen und 
über eine Kooperation mit den Strafverfolgungsbehörden 
entscheiden können, ein befristeter Aufenthaltstitel für 
die Opfer von Menschenhandel eingeführt, die mit den 
Strafverfolgungsbehörden kooperieren und deren Aussa- 
gen als Zeuginnen im Strafverfahren erforderlich sind. 
Sowohl während der Bedenkzeit als auch während des 
anschließenden Aufenthalts wird den Opfern eine Versor- 
gung entsprechend dem Asylbewerberleistungsgesetz ge- 
währt. Dies schließt Obdach, Verpflegung sowie eine 
medizinische Versorgung ein. Die Ausländerbehörden un- 
terrichten die Opfer von Amts wegen über die geltenden 
Regelungen, insbesondere über ihre ausländerrechtliche 
Rechtsstellung, sowie über Programme und Maßnahmen 
für Opfer einschließlich der Befreuung durch Fachbera- 
tungssfellen. 

Nach dem Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes zum 
1 . Januar 2005 und seiner Änderung durch das Gesetz zur 
Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien 
der Europäischen Union steht die Erarbeitung der Verwal- 
tungsvorschriften zum Aufenthaltsgesetz an. Hierbei wird 
auch den besonderen Bedürfnissen der Opfer von Men- 
schenhandel, Zwangsverheiratung, häuslicher Gewalt und 
von geschlechtsspezifischer Verfolgung Rechnung gefra- 
gen werden. 

Viele der Opfer von Menschenhandel sind aufgrund der 
Gewalterfahrungen traumatisiert und daher nicht in der 
Lage, in die üblichen Zeugenschutzprogramme aufge- 
nommen zu werden. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
Frauenhandel hat daher ein besonderes Schutzprogramm 
speziell für Opfer von Menschenhandel enfwickelf, das 
auf einer Kooperation von Polizei und Fachberatungsstel- 
len beruht. Ohne die professionelle Unterstützung durch 
die Fachberatungsstellen ist es der Polizei nur selten mög- 
lich, verwertbare Aussagen von den traumatisierten 
Opfern zu erhalten. Die Fachberatungsstellen weisen da- 
rauf hin, dass sie dabei darauf angewiesen sind, ein trag- 
fähiges Vertrauensverhältnis zu den von ihnen Betreuten 
aufzubauen. Dies setze voraus, dass sie ihrerseits nicht 
gezwungen seien, vor Gericht über das ihnen Anvertraute 
auszusagen. Die Frage eines Zeugnisverweigerungsrechts 
aus beruflichen Gründen wird in der Bund-Länder-Ar- 
beitsgruppe erörtert. 

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, Zwangs- 
verheiratungen zu verhindern und zu diesem Zweck alle 
geeigneten Instrumente zu prüfen. Diese Zielsetzung wird 
auch im Rahmen des Nationalen Integrationsplans der 
Bundesregierung aufgegriffen. 

Das Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtli- 
cher Richtlinien der Europäischen Union sieht Regelun- 
gen vor, die den Ehegattermachzug davon abhängig 
machen, dass beide Ehegatten ein Mindestalter von 
1 8 Jahren erreicht haben und der nachziehende Ehegatte 
sich auf einfache Art in deutscher Sprache verständigen 
kann. Die Bundesregierung verfolgt damit einen präventi- 
ven Ansatz zur Verhinderung von Zwangsverheiratungen; 
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durch ein höheres Lebensalter und Sprachkenntnisse sol- 
len Frauen vor Zwang und Ausbeutung geschützt werden. 

Die Bundesregierung wird prüfen, ob und gegebenenfalls 
wie Verbesserungen der Rückkehrmöglichkeiten für hei- 
ratsverschleppte ausländische Frauen und Mädchen reali- 
siert werden können. 

2.3 Hilfesystem zur Unterstützung und 
Beratung gewaltbetroffener Frauen 

Die Repräsentativuntersuchung „Lebenssituation, Sicher- 
heit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“ hat ge- 
zeigt: Frauen sind von verschiedenen Formen von Gewalt 
betroffen, sie entsprechen keinem einheitlichen Opferbild, 
sie kommen aus unterschiedlichen sozialen Schichten, 
ihre Lebenssituationen sind verschieden. Dementspre- 
chend sind auch die Bedarfe nach Hilfe, Unterstützung 
und Schutz nicht einheitlich. Notwendig ist ein breit gefä- 
chertes Unterstützungssystem mit Frauenhäusem, Zu- 
fluchtswohnungen, Notrufen, Frauenberatungsstellen und 
Interventionsstellen. Auch allgemeine Beratungsstellen 
- wie Einrichtungen der Ehe- und Familienhilfe - werden 
von gewaltbetroffenen Frauen aufgesucht. Wichtig ist da- 
bei eine möglichst behindertengerechte Zugänglichkeit 
und Ausgestaltung von Frauenberatungsstellen, -notrufen 
und Frauenhäusem. 

Gerade auch die neuen, auf die Frauen aktiv zugehenden 
Beratungsangebote - wie z. B. die Interventionsstellen in 
Mecklenburg- Vorpommern und Niedersachsen oder die 
Mobile Beratung in Berlin - werden von den Frauen gut 
angenommen und leisten einen wichtigen Beitrag zu ih- 
rem Schutz. Sie sind eine wesentliche Ergänzung der be- 
stehenden Einrichtungen, können diese aber nicht erset- 
zen. Auch die neuen rechtlichen Möglichkeiten für 
Frauen, die von Gewalt betroffen sind, haben zu einem 
verstärkten Beratungsbedarf geführt. Hier sind alle Ak- 
teure des Hilfesystems gefordert. Sowohl die Studien als 
auch die Rückmeldungen aus der Praxis zeigen, dass ne- 
ben den Möglichkeiten des Gewaltschutzgesetzes viele 
Frauen mit ihren Kindern darauf angewiesen sind, Schutz 
und Sicherheit in einem Frauenhaus zu finden. 

Befragungen von Betroffenen haben ergeben, dass zu 
viele mit dem bestehenden Netz nicht oder erst spät er- 
reicht werden. Es gibt einen Bedarf nach einem niedrig- 
schwelligen, leicht erreichbaren und anonymen Beratungs- 
angebot. Dies gilt insbesondere für Frauen, die aus unfer- 
schiedlichen Gründen besondere Schwierigkeifen haben, 
die besfehenden Angebofe in Anspmch zu nehmen, z. B. 
Migrantinnen, Frauen mit Behinderungen, Opfer von 
Frauenhandel, Mädchen, die von Zwangsverheiratung 
oder Genitalverstümmelung bedroht sind. Die Bundesre- 
giemng prüft daher die Einrichtung einer bundesweiten 
Notraftelefonnummer, die Erstberatung und Vermittlung 
bei jeder Form von Gewalt gegen Frauen anbieten soll. 
Bei weitergehendem Bedarf sollen Organisationen, An- 
sprechpartnerinnen und Ansprechpartner vor Ort vermit- 
telt werden. Eine solche Notrufnummer soll ein ergänzen- 
des Angebot sein, das in ein funktionierendes Netz von 
Hilfeeinrichtungen optimal einzupassen ist. 


Für eine bundesweite Notmftelefonnummer stellt auch 
das persönliche Umfeld von gewaltbetroffenen Frauen 
eine wichtige Zielgruppe dar. Studien haben gezeigt, dass 
Menschen aus dem sozialen Nahraum neben Ärztinnen 
und Ärzten oftmals die ersten Ansprechpersonen für Be- 
froffene sind. Damif diese ermutigf und unterstüfzf wer- 
den, Gewalfopfem zu helfen, sollen auch sie das Angebof 
der geplanfen Notruftelefonnummer nutzen können. Da- 
rüber hinaus sollen für sie spezielle Materialien entwi- 
ckelt werden. 

Daneben wird die Bundesregierung weitere innovative 
Ansätze im internationalen Bereich zur Verbesserung des 
Zugangs Gewaltbetroffener zum Hilfesystem aufmerk- 
sam verfolgen und auf ihre Übertragbarkeit auf Deutsch- 
land prüfen. 

Gewalt ist einer der zentralen Risikofaktoren für die Ge- 
sundheif von Frauen. Dies haf der Bericht der Weltge- 
sundheitsorganisation (WHO) 2002 international belegt. 
Auch die deutsche Repräsentativuntersuchung zeigt: Die 
meisten Frauen erleiden mindestens einmal in ihrem Le- 
ben Verletzungen physischer und psychischer Art; alle 
Formen von Gewalt sind mit zum Teil erheblichen ge- 
sundheitlichen, psychischen und psychosozialen Folgen 
verbunden. Eine optimale medizinische Versorgung der 
betroffenen Frauen durch die Erleichterung des Zugangs 
zu den Angeboten des Gesundheitswesens ist daher ein 
wichtiges Anliegen der Bundesregierung. 

Auch bezogen auf die Inanspruchnahme institutioneller 
Hilfen in und nach Gewaltsituationen kommt dem Ge- 
sundheitsbereich und hier insbesondere den Ärztinnen 
und Ärzten als Berufsgruppe eine wichtige Schlüsselrolle 
zu. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend hatte daher die wissenschaftliche Begleitung 
eines Gesundheitsinterventionsprogramms im Bereich 
der Krankenhäuser gefördert. Die komplexe Bedeutung 
der Ärzteschaft zur Verbesserung der Situation gewaltbe- 
troffener Frauen soll in einem neuen Projekt aufgegriffen 
werden, das den Bereich der niedergelassenen Ärztinnen 
und Ärzte betrifft. 

Zum Schutz von Frauen mit Behinderung und chroni- 
schen Krankheiten vor gewaltsamen Übergriffen wird das 
Bundesministerium für Gesundheit ein Projekt fordern. 
Ziel ist, die betroffenen Frauen zu stärken, die Ärzte- 
schaft, das Pflegepersonal sowie Betreuungskräfte zu 
sensibilisieren und eine entsprechende Selbsthilfeorgani- 
sation als politische Interessenvertretung behinderter 
Frauen zu unterstützen. 

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, das am 
18. August 2006 in Kraft trat, löst durch einen umfassen- 
den Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz das 
Beschäftigtenschutzgesetz ab. Die beim Bundesministe- 
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend eingerich- 
fefe Antidiskriminierungssfelle unferstüfzf auf unabhän- 
gige Weise die von sexueller Beläsfigung Befroffenen bei 
der Durchsefzung ihrer Rechfe. 

Die im Kapifel Prävenfion aufgeführten Maßnahmen ent- 
halten teilweise auch Elemente von Hilfsangeboten und 
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sind somit auch Maßnahmen des Hilfesystems zur Unter- 
stützung und Beratung gewaltbetroffener Frauen. 

2.4 Bundesweite Vernetzung im Hiifesystem 

Die Bundesregierung hat mit dem Aktionsplan von 1999 
die Entwicklung der bundesweiten Vernetzung von Hilfe- 
einrichtungen maßgeblich unterstützt. Diese Bildung von 
bundesweiten Netzwerken ist nicht nur für Informations- 
fluss und Lobbyarbeit entscheidend. Die Netzwerke die- 
nen auch der Qualitätssicherung und weiteren Entwick- 
lung von professionellen Standards in den Einrichtungen. 
Sie sind Sprachrohr für ihre Mitgliedsorganisationen, 
aber auch für die betroffenen Frauen selbst. Das Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
fordert daher die bundesweiten Vernetzungen der Frauen- 
häuser (Frauenhauskoordinierung e. V.), der Frauenbera- 
tungsstellen und Frauennotrufe (Bundesverband Frauen- 
beratungsstellen und Frauennotrufe - Frauen gegen 
Gewalt e. V.) sowie der Fachberatungsstellen im Bereich 
der Bekämpfung des Frauenhandels und der Gewalt im 
Migrationsprozess (Bundesweiter Koordinierungskreis 
gegen Frauenhandel und Gewalt an Frauen im Migra- 
tionsprozess e. V.). Die ersten Förderungsphasen haben 
deutlich gemacht, dass sich die bundesweiten Vemet- 
zungsstellen zu zentralen Partnerinnen für sfaatliche Ein- 
richtungen auf den verschiedenen Ebenen entwickelt ha- 
ben. Politik und Verwaltung profitieren von dem 
Fachverstand der Einrichtungen und erhalten so Einblick 
in die Realität der Betroffenen. Gleichzeitig können über 
die Vemetzungsstellen wichtige Informationen in das Hil- 
fesystem gegeben werden. 

Frauen mit Behinderung haben sich seit Beginn der 
1990er Jahre in Netzwerken zusammengeschlossen. Da- 
raus ist der eingetragene Verein „Weibemetz e. V. - Bun- 
desnetzwerk von Frauen, Lesben und Mädchen mit 
Beeinträchtigung“ entstanden, der sich als Interessenver- 
tretung behinderter Frauen auf Bundesebene etabliert hat. 
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend fördert das Projekt „Politische Interessenver- 
tretung behinderter Frauen“ des Weibemetzes e. V. Im 
„Europäischen Jahr der Chancengleichheit für alle“ 2007 
hat der Verein europaweit zu einer europäischen Vemet- 
zungstagung eingeladen, um ein europäisches Netzwerk 
behinderter Frauen zu gründen. 

Durch Vemetzungstreffen der Unterstützungseinrichtun- 
gen im Bereich Gewalt gegen Frauen wird die Weiterent- 
wicklung von Qualitätsstandards und professioneller Be- 
ratungs- und Unterstützungsarbeit durch den Bund 
gefördert. 

2.5 Kooperationen zwischen staatiichen 
institutionen und nichtstaatiichen 
Hiifsange boten 

Die wissenschaftliche Begleitung der Interventionspro- 
jekte gegen häusliche Gewalt an Frauen hat bestätigt, wie 
wichtig die interinstitutionelle Zusammenarbeit der ver- 
schiedenen zuständigen Behörden sowie der Hilfestruktu- 
ren zur Lösung von solch komplexen gesamtgesellschaft- 
lichen Fragen ist. Kooperationsbündnisse haben zu einer 


verbesserten Interventionspraxis geführt und den gesetz- 
geberischen Handlungsbedarf aufgezeigt, der u. a. in das 
Gewaltschutzgesetz, die Änderungen der Polizeigesetze 
und in Änderungen verschiedener Sozialgesetzbücher 
mündete. Die gegenseitige Qualifizierung, die durch die 
Zusammenarbeit erfolgt, verstärkt den verantwortungsbe- 
wussten Umgang mit den Betroffenen. 

Wichtig ist, dass diese Kooperationen dauerhaft auf allen 
Ebenen (lokal, regional, Land und Bund) bestehen. Die 
eingeleiteten Prozesse bedürfen einer kontinuierlichen 
Steuerung und Anpassung an die durch sie selbst hervor- 
gerufenen Veränderungen sowie an die Bedürfnisse der 
Betroffenen. 

Auf Bundesebene werden die Bund-Länder- Arbeitsgrup- 
pen Häusliche Gewalt und Frauenhandel unter Federfüh- 
rung des Bundesminisferiums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend fortgeführt, ln ihnen sind Bundes- und 
Landesministerien, das Bundeskriminalamt sowie Nicht- 
regierungsstellen vertreten. Sie haben die Umsetzung des 
Aktionsplans 1 erfolgreich begleitet und werden auch an 
der Umsetzung des Aktionsplans 11 beteiligt sein. 

Zu weiteren Aspekten der Bekämpfung von Gewalf ge- 
gen Frauen und auch gegen Kinder wurden zwischenzeif- 
lich ebenfalls Bund-Länder- Arbeifsgruppen eingerichfef. 

Der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum Schulz von Kin- 
dern und Jugendlichen vor sexueller Gewalf und Ausbeu- 
tung unter der Federführung des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend gehören Vertrete- 
rinnen und Vertreter des Bundes, der Länder, der Kom- 
munen sowie Nichtregierungsorganisationen an. Sie steu- 
ert und koordiniert den Prozess der Umsetzung des 
gleichnamigen Aktionsplans und arbeitet kontinuierlich 
an der Weiterentwicklung von Maßnahmen und Projek- 
ten. 

Eine Lenkungsgruppe und Arbeitskreise zum Nationalen 
Aktionsplan „Für ein kindergerechtes Deutschland 2005 
bis 2010“ unterstützen die Umsetzung, das Monitoring 
und die Evaluation dieses Aktionsplans. Der Nationale 
Aktionsplan umfasst nationale und internationale (inklu- 
sive entwicklungspolitische) Themenbereiche, ln den Ar- 
beitskreisen kooperieren staatliche Institutionen sowie 
national und international agierende Institutionen und 
Nichtregierungsorganisationen. 

Auch in anderen Bereichen, wie z. B. der Entwicklungs- 
politik und der Krisenprävention, gibt es bereits bewährte 
Kooperationsformen des Bundes mit Nichtregierungsor- 
ganisationen. So werden im Bereich der zivilen Krisen- 
prävention Nichtregierungsorganisationen über einen 
regelmäßig tagenden Beirat in die Arbeit der Bundesre- 
gierung einbezogen. Dem Schutz von Frauen vor sexuali- 
sierter Gewalt kommt in Konfliktsituationen besondere 
Bedeutung zu. Projekte in diesem Bereich beinhalten 
konkrete Schutzmaßnahmen und die Unterstützung der 
Opfer, Maßnahmen zur Eindämmung von Gewalt, die 
durch dortige gesellschaftliche Strukturen begünstigt 
wird, und Maßnahmen zur Prävention. Die Expertise von 
Nichtregierungsorganisationen wird bei der Gestaltung 
der Projekte und bei Fachtagungen umfassend einbezo- 
gen. 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-15- 


Drucksache 16/6584 


Beim Kampf gegen die in 30 Ländern Afrikas und eini- 
gen Ländern Asiens praktizierte traditionelle Praxis der 
weibliehen Genitalverstümmelung, die über die Arbeits- 
und Flüehtlingsmigration aueh Deutsehland erreieht, 
wirkt die staatliehe deutsehe Entwieklungszusammenar- 
beit seit dem Jahr 2000 mit den auf diesem Gebiet aktiven 
deutsehen Niehtregierungsorganisationen im Netzwerk 
„Integra“ zusammen. Die aus dieser Kooperation hervor- 
gegangenen modellhaften Ansätze der staatliehen wie der 
niehtstaatliehen Entwieklungszusammenarbeit für die 
Überwindung der Genitalverstümmelung sind im Dezem- 
ber 2006 bei der von der Deutsehen Gesellsehaft für 
Teehnisehe Zusammenarbeit im Auftrag des Bundes- 
ministeriums für wirtsehaftliehe Zusammenarbeit und 
Entwieklung durehgeführten Konferenz „Genitalverstüm- 
melung beenden: Erfahrungen aus Afrika und Europa - 
Perspektiven für Deutsehland“ mit einem breiten Faeh- 
publikum von in Deutsehland gegen die Genitalverstüm- 
melung engagierten staatliehen und gesellsehaftliehen 
Trägem diskutiert worden. Die zuständigen Bundesres- 
sorts sind in die Prüfung der bei der Berliner Konferenz 
erarbeiteten Handlungsempfehlungen eingetreten. Sie er- 
örtern derzeit auf Initiative des Bundesministeriums für 
wirtsehaftliehe Zusammenarbeit und Entwieklung die 
Frage, wie die Zusammenarbeit zwisehen den versehiede- 
nen Akteuren in Deutsehland über das bereits im Rahmen 
des Netzwerks „Integra“ erreiehte Maß hinaus verstetigt 
werden könnte. Ziel ist, einen naehhaltigen Durehbraeh 
bei der Bekämpfung der Genitalverstümmelung unter den 
in Deutsehland lebenden Migrantinnen zu erzielen. 

Zu anderen wiehtigen Aspekten der Gewaltbekämpfung, 
zu denen es bisher keine institutionalisierte Zusammenar- 
beit zwisehen Bund, Ländern und Niehtregiemngsorgani- 
sationen gibt, wird die Einriehtung entspreehender Ko- 
operationsgremien zu prüfen sein. 

Zu einer besonderen Form der Kooperation von versehie- 
denen Akteuren hat der Integrationsgipfel geführt, der in 
einen Nationalen Integrationsplan mündete. Im Juli 2006 
fand auf Einladung der Bundeskanzlerin der Integrations- 
gipfel statt. Das Thema Integration wurde ansehließend in 
versehiedenen Arbeitsgrappen behandelt, in denen Ver- 
treterinnen und Vertreter des Bundes, der Länder, der 
Kommunen sowie Niehtregiemngsorganisationen zusam- 
menarbeiteten. Die Arbeitsgmppe „Lebenssituation von 
Frauen und Mädehen verbessern, Gleiehbereehtigung 
verwirkliehen“, die vom Bundesministerium der Justiz 
koordiniert wurde, besehäftigte sieh mit Themenfeldem, 
die für die Integration von Migrantinnen von besonderer 
Bedeutung sind. Die Ergebnisse der Arbeitsgrappen wur- 
den in dem Nationalen Integrationsplan zusammenge- 
führt, der im Juli 2007 vorgestellt worden ist. Er enthält 
Selbstverpfliehtungen des Bundes, der Länder, der Kom- 
munen und der beteiligten Niehtregierangsorganisatio- 
nen. Dazu gehören aueh Maßnahmen zur Verbesserung 
des Sehutzes vor Gewalt im häusliehen Umfeld und 
Zwangsverheiratung. Aueh die Umsetzung des Nationa- 
len Integrationsplans bedarf des Engagements unter- 
sehiedlieher Ebenen und Stellen. 


2.6 Arbeit mit Tätern und Täterinnen 

Die Adressierung von Tätern und Täterinnen ist gerade 
bei der frühzeitigen Intervention gegen Gewalt an Kin- 
dern und Frauen ein wiehtiger Baustein. 

Täterprogramme im Kontext von Interventionsprojekten 
gegen häusliehe Gewalt sind in Deutsehland ein relativ 
neues und innovatives Arbeitsfeld mit einer sehr dynami- 
sehen Entwieklung. Es handelt sieh bei Täterarbeit um 
Maßnahmen, die gezielt und strukturiert Gewalthandlun- 
gen von Männern gegenüber ihren (Ex-)Partnerinnen 
bearbeiten. Die Einbindung von Täterarbeit in Koopera- 
tionsbündnisse gegen häusliehe Gewalt nimmt kontinu- 
ierlieh zu. Einige wenige Einriehtungen können mittler- 
weile auf mehrere Jahre Erfahrung mit dem Angebot von 
sozialen Trainingskursen im Kontext von Interventions- 
projekten zurüekblieken. Viele stehen aber damit erst am 
Anfang. 

Die konzeptionelle Ausgestaltung variiert in den einzel- 
nen Programmen. Die Teilnahme an Täterprogrammen 
aufgrund justizieller Weisung gewinnt an Bedeutung. 
Größte praktisehe Relevanz haben zurzeit Auflagen und 
Weisungen, die von Amts- oder Staatsanwaltsehaften bei 
einer vorläufigen Einstellung des Verfahrens naeh § 153a 
der Strafprozessordnung (StPO) erteilt werden. Vorge- 
hensweise und Kriterien für die Erteilung gestalten die 
einzelnen Behörden individuell. Seheint ein Täter geeig- 
net, wird ihm die Mögliehkeit eingeräumt, an einem Tä- 
terprogramm teilzunehmen. Stimmt er zu und sehließt das 
Programm ab, erfolgt in der Regel keine weitere Sank- 
tion. Brieht er ab oder wird von der Teilnahme ausge- 
sehlossen, soll gegen ihn Anklage erhoben werden. Die 
Teilnehmer, die über eine justizielle Weisung in die Pro- 
gramme gelangt sind, sind in der Regel Besehuldigte ei- 
nes Ermittlungsverfahrens wegen Körperverletzung. 

Die Forsehungsergebnisse der wissensehaftliehen Beglei- 
tung der Interventionsprojekte gegen häusliehe Gewalt in 
Deutsehland (WiBlG-Studie) bestätigen, dass Täterarbeit 
im Kontext von Interventionsprojekten eine sinnvolle 
Maßnahme für gewalttätige Männer ist. Knapp zwei Drit- 
tel der Männer, die ein Programm begannen, sehlossen es 
aueh ab. Täter, die aufgrund einer justiziellen Weisung 
oder Auflage an einem Täterprogramm teilnehmen, 
sehließen dieses signifikant häufiger ab als Teilnehmer 
ohne einen justiziellen Hintergrund. Männer, die gegen- 
über ihren Partnerinnen gewalttätig geworden sind, mel- 
den sieh nur selten aus eigener Motivation in Einriehtun- 
gen, die verhaltensändemde Maßnahmen für diese 
Zielgrappe anbieten. Oftmals ist gerade deshalb ein äuße- 
rer Druek nötig, ein Täterprogramm aufzunehmen. 

Es gibt Anzeiehen dafür, dass Täterprogramme bei Teil- 
nehmern Verhaltensmodifikationen bewirken können, die 
zu einer Verringerung der Anwendung physiseher Gewalt 
gegenüber ihren Partnerinnen führen. Dadureh ist Täter- 
arbeit eine sinnvolle Ergänzung zu den anderen Maßnah- 
men und Angeboten gegen häusliehe Gewalt, wenn die 
Arbeit spezifizierten Qualitätsstandards entsprieht. 
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Der Bundesregierung ist es wiehtig, dass qualifizierte Tä- 
terprogramme bundesweit angeboten werden und hiervon 
aueh in allen geeigneten Fällen Gebraueh gemaeht wird. 

Seit kurzem gibt es eine Bundes-Arbeitsgemeinsehaft Tä- 
terarbeit Häusliehe Gewalt (BAG TäHG), die derzeit 
bundesweite Qualitätsstandards für die Täterarbeit erar- 
beitet. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend unterstüfzt dieses Vorhaben und for- 
dert die entspreehenden Vemetzungstreffen. 

Im Kontakt mit der BAG TäHG lotet das Bundesministe- 
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend weifere 
konkrete Projekte aus, darunter die Erarbeitung von 
Currieula der Täterarbeit zur Adressierung von Männern 
in ihrer Verantwortung als Väter sowie zur Arbeit mit 
Männern mit Migrationshintergrund. 

Mittels Kofinanzierung fordert das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend spezielle EU- 
Projekfe zur Arbeif mit Tätern und Täterinnen. 

2.7 Qualifizierung und Sensibilisierung 

Das Thema Gewalt gegen Frauen betrifft viele unter- 
schiedliehe Disziplinen und Fachbereiche. Mitarbeitende 
des Gesundheitssystems, der Polizei, der Justiz, des Frau- 
enhilfesystems, der Jugendhilfe, der Ausländerbehörden, 
der Arbeitsvermittlung, der Sozialverwaltung, der allge- 
meinen Lebens-, Ehe- und Familienberatung, von Schu- 
len und Kinderbetreuungseinrichtungen sind in ihren je- 
weiligen fachlichen Zuständigkeiten gefragt und müssen 
in konkreten Fällen Zusammenarbeiten. Häufig fehlt es 
jedoch an Spezialwissen aus dem Gewaltbereich, an Er- 
fahrungen im Umgang mit Gewaltbetroffenen und an Ko- 
operationsstrukturen. 

Ein qualifiziertes Vorgehen der verschiedenen Fachleute 
setzt voraus, dass es ein Bewusstsein über die Problema- 
tik Gewalt gegen Frauen sowie Einsicht in die Notwen- 
digkeit koordinierten Vorgehens gibt. Entsprechende 
Fortbildungen sind daher ein Arbeitsschwerpunkt von 
Kooperations- und Interventionsprojekten. Insbesondere 
im Polizeibereich konnten durch kontinuierliche und spe- 
zielle Schulungen auf allen Ebenen sehr gute Ergebnisse 
für das professionelle Handeln erzielt werden. Neben dif- 
ferenzierten Informations- und Fortbildungsangeboten 
kommt obligatorischen Schulungen und der festen Veran- 
kerung des Themas Gewalt gegen Frauen in der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung der unterschiedlichen Berufs- 
gruppen ein großer Stellenwert zu. Wichtig ist, dass diese 
Maßnahmen nicht nur von einem kleinen Teil bereits am 
Thema Interessierter wahrgenommen werden. Es müssen 
nicht nur alle Berufsgruppen erreicht werden, die profes- 
sionell mit Gewalt gegen Frauen zu tun haben, sondern 
innerhalb der jeweiligen Berufsgruppe auch möglichst 
viele Mitarbeitende. Die Teilnahme an entsprechenden 
Qualifizierungsmaßnahmen sollte daher in vielen Berei- 
chen verpflichtend sein und zum Berufsalltag gehören. 

Die Deutsche Richterakademie - eine von Bund und Län- 
dern gemeinsam getragene, überregionale Fortbildungs- 
einrichtung für Richterinnen und Richter sowie Staatsan- 
wältinnen und Staatsanwälte aus ganz Deutschland - 


bietet regelmäßig Fortbildungs Veranstaltungen an, die 
sich mit dem Thema Gewalt gegen Frauen beschäftigen. 
Im Jahr 2007 sind die Tagungen „Gewalt in der Familie - 
Familien- und strafrechtliche Aspekte, Stalking und Kin- 
desmissbrauch“, „Internationaler Menschenhandel“, „Der 
Umgang mit Opfern sexueller Gewalt innerhalb des Straf- 
verfahrens, insbesondere mit Kindem/Jugendlichen“ und 
„Fragen des Opferschutzes“ zu nennen, die unter ande- 
rem auch die Problematik der Gewalt in Familien aus an- 
deren Kulturkreisen thematisieren. Darüber hinaus wird 
regelmäßig die Tagung „Recht, Gewalt und Aggression“ 
angeboten, bei der sich der Fokus auch auf jeweils aktu- 
elle Erscheinungsformen der Gewalt - etwa in der Fami- 
lie oder gegen Frauen - richtet. 

Das Bundesministerium der Justiz wird sich auch künftig, 
insbesondere in der Programmkonferenz der Deutschen 
Richterakademie, weiter dafür einsefzen, dass Richterin- 
nen und Richter zum Thema häusliche Gewalt, insbeson- 
dere zur Anwendung des Gewaltschutzgesetzes, qualifi- 
ziert und sensibilisiert werden. 

Das Bundesministerium des Innern beabsichtigt, die Er- 
gebnisse des Forschungsprojektes des Landeskriminal- 
amtes Nordrhein- Westfalen „Evaluation von Maßnahmen 
zur Verhinderung von Gewalteskalationen in Paarbezie- 
hungen“ im Rahmen einer Arbeitsgruppe auf die bundes- 
weite und einheitliche Anwendung für den polizeilichen 
Bereich zu prüfen und weiferzuenfwickeln. 

Zum Thema Bekämpfung des Frauenhandels zum Zweck 
der sexuellen Ausbeulung hat die Bund-Länder-Arbeits- 
gruppe Frauenhandel ein Arbeits- und Empfehlungspa- 
pier zur Standardisierung der Aus- und Fortbildung im 
Bereich Menschenhandel entwickelt sowie eine Bro- 
schüre zur Geltendmachung von Leistungsansprüchen 
nach dem Opferentschädigungsgesetz mit Flyer. Diese 
Papiere sollen für die Fachöffentlichkeif verfügbar ge- 
macht und veröffentlicht werden. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend wird außerdem die Veröffentlichung des vom 
Bundesweiten Koordinierungskreis gegen Frauenhandel 
und Gewalt an Frauen im Migrationsprozess geplanten 
Buches „Frauenhandel(n) in Deutschland“ fordern, das 
eine aktuelle Bestandsaufnahme zu den verschiedenen 
Aspekten der Bekämpfung des Frauenhandels in 
Deutschland für Fachleute aus Politik, Verwaltung, Wis- 
senschaft und Nichtregierungsorganisationen sowie die 
interessierte allgemeine Öffentlichkeit vorlegen wird. 

Das Bundeskriminalamt wird in Kooperation mit dem 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend einen Leitfaden zum Umgang mit traumatisierten 
Opfern von Menschenhandel und Zwangsprostitution ent- 
wickeln. Dieser soll der Sensibilisierung und Spezialisie- 
rung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Polizei, 
Justiz, Ausländer- und Sozialämtern speziell für das Er- 
kennen und kompefenfe Umgehen mif fraumatisierfen 
Opferzeuginnen des Menschenhandels zum Zweck der 
sexuellen Ausbeutung dienen. 

ln ihrem Schulungsangebof „Beschäftigungsorientierfes 
Fallmanagemenf“, das die Bundesagentur für Arbeif der- 
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zeit zur Fortbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in den Arbeitsgemeinsehaften konzipiert, ist aueh ein ver- 
pfliehtendes, voraus siehtlieh 18-stündiges Modul „Hand- 
lungsfeld Gender“ vorgesehen. Zu den Sehulungsinhalten 
werden u. a. die Lebenssituation von gewaltbedrohten 
Frauen, die Mögliehkeit der Unterbringung in einem 
Frauenhaus sowie die diesbezügliehen Reehts- und Fi- 
nanzierungsfragen gehören. 

Die Sensibilisierung und Qualifizierung des medizini- 
sehen Personals, vor allem im stationären Bereieh, ist Ziel 
des S.l.G.N.A.L. -Interventionsprogramms gegen Gewalt 
an Frauen. Zentraler Baustein des Programms sind Fort- 
bildungen für Ärztesehaft und Pflegekräfte. Um die bun- 
desweite Verbreitung des Programms zu unterstützen, 
fördert das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend versehiedene Implementierungsmaß- 
nahmen. Dazu gehören ein Handbueh zum S.I.G.N.A.L.- 
Programm, Materialien zur Projektimplementierung und 
das Fortbildungseurrieulum für die ebenfalls mit Bundes- 
förderung sfattfindenden Train-The-Trainer- Seminare zur 
Ausbildung von Lehrkräften im Gesundheifswesen. 

Das von der Bundesregierung geplanfe neue Projekf für 
den Bereieh der niedergelassenen Ärztinnen und Ärzfe 
(s. S. 13) wird ebenfalls Bausfeine für die Qualifizierung 
dieser wiehtigen Berufsgruppe enthalten. 

Das Bundesministerium für Gesundheif greift das Thema 
„Gesundheitliehe Folgen von häuslieher Gewalt“ auf Im 
Rahmen der Gesundheitsberiehterstattung des Bundes 
wird das Robert Koeh-lnstitut 2008 dazu ein Themenheft 
herausgeben. Für den Herbst 2007 bereiten das Bundes- 
ministerium für Gesundheit und die Bundesärztekammer 
eine gemeinsame Veranstaltung zum Thema „Gesund- 
heitliehe Folgen häuslieher Gewalt“ vor, die sieh an Ärz- 
tinnen und Ärzte, medizinisehes Personal und andere am 
Versorgungssystem Beteiligte wendet. Ziel ist, die Ver- 
sorgung von gewaltbetroffenen Frauen zu verbessern und 
Beispiele guter Praxis im Versorgungssystem zu verbrei- 
ten. Die Ergebnisse der Expertise für das geplanfe The- 
menheft zu „Gesundheitliehen Folgen von häuslieher Ge- 
walt“ sollen in dieser Veranstaltung vorgestellt werden. 

Zum Thema Gewalt gegen Frauen mit Behinderungen 
wird das Bundesministerium für Gesundheit Maßnahmen 
entwiekeln, mit denen das Thema aufgegriffen und Be- 
troffene und die Öffentliehkeit sensibilisiert werden. 

Frauen, die von Genitalverstümmelung betroffen sind, 
muss entspreehend ihrem Leidensdruek und Besehwerde- 
bild dureh Ärztinnen und Ärzte sozial, psyehologiseh und 
mediziniseh kompetent geholfen werden. Dazu gehört 
aueh die Beratung von Müttern im Hinbliek auf die neu- 
geborenen Töehter. Auf Anregung des Bundesministe- 
riums für Gesundheit und Initiative der Bundesärztekam- 
mer wurden die „Empfehlungen zum Umgang mit 
Patientinnen naeh weiblieher Genitalverstümmelung“ er- 
arbeitet und veröffentlieht. Das Bundesministerium für 
Gesundheif veröffentlieht die Empfehlungen auf seiner 
Intemetseite aueh in engliseher und französiseher Spra- 
ehe und verbreitet sie unter anderem über die Online-Da- 
tenbank „Frauengesundheit und Gesundheitsförderung“ 


der Bundeszenfrale für gesundheitliehe Aufklärung 
(BZgA). Der Vorstand der Bundesärztekammer hat außer- 
dem die Erarbeitung eines Currieulums für die Fortbil- 
dung von Ärztinnen und Ärzten zur weibliehen Genital- 
verstümmelung besehlossen. 

Die Zuständigkeit für die Fort- und Weiterbildung von 
Ärztinnen und Ärzten liegt bei den Ländern. Naeh dem 
Grundgesetz ist der Bund für die Regelung der Ersfausbil- 
dung zusfändig und sehafft hier die Rahmenbedingungen. 

Die von der Bundesregierung unterstützten Träger der fa- 
milienbezogenen Beratung, also insbesondere der Ehe-, 
Familien- und Lebensberatung, der Beratung für Elfem, 
Kinder und Jugendliehe sowie der Sehwangeren- und 
Sehwangersehaftskonflikfberatung, werden im Rahmen 
ihrer Fort- und Weiferbildungen die Beraferinnen und Be- 
rafer noeh infensiver für das Thema Gewalf gegen Frauen 
sensibilisieren. 

ln der Stundenfafel der Ausbildungs- und Prüfungsver- 
ordnung zum Alfenpflegegesefz des Bundes wird vorge- 
sehrieben, dass das Themenfeld „Gewalf in der Pflege“, 
von dem Frauen als Pflegende und zu Pflegende mehr- 
heitlieh betroffen sind, Bestandteil des theoretisehen und 
praktisehen Unterriehts ist. Das Lemfeld umfasst insbe- 
sondere folgende Einzelaspekte: Definitionen und For- 
men der Gewalt in der Altenpflege, Erklärangsansätze, 
Darstellung von Gewalt fordernden und Gewalt hindern- 
den Faktoren, Darstellung von Gewaltformen gegen alte 
Mensehen, z. B. in der Familie bzw. in Pflegeeinriehtun- 
gen, Hilfen gegen Gewaltanwendung und Ansatzpunkte 
zur Gewaltverminderang. Es soll zudem vermittelt wer- 
den, dass Spannungen in den Pflegebeziehungen aueh 
dureh Aggression, Gewalt und sexuelle Belästigung von 
Pflegebedürftigen gegenüber den Pflegenden entstehen 
können; ein geeigneter Umgang und Lösungsmögliehkei- 
ten sollen erlernt werden. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend plant eine Aktualisiemng der von ihm geför- 
derten umfassenden Fortbildungsmaterialien für allge- 
meine und spezielle Beratungssfellen zum Thema Gewalt 
gegen Frauen. 

Zusammen mit den bundesweiten Vemetzungsstellen 
wird das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend weifere Maßnahmen zur Sensibilisie- 
rung der allgemeinen Öffentliehkeit durehführen. Kon- 
kret geprüft werden ein Medienpaket zur Arbeit der Frau- 
enhäuser sowie eine Brosehüre für Angehörige und 
Bekannte betroffener Frauen. 

Zum Thema Verhaltenskodex im Einsatz der Bundeswehr 
werden zur Vorbeugung und Aufklärung dureh die Bun- 
deswehr folgende Maßnahmen durehgeführt. Im Rahmen 
der Ausbildung von Soldatinnen und Soldaten und insbe- 
sondere von Vorgesetzten, aber aueh bei der Einsatzvor- 
bereitung werden Mensehenreehtsfragen umfassend be- 
handelt, darunter aueh die Themen „Kriminalität und 
Verbreitung der Prostitution“. Die einsatzvorbereitende 
Ausbildung für Konflikfverhütung und Krisenbewälti- 
gung ist wesentlieher Bestandteil der Ausbildung aller 
Soldatinnen und Soldaten. Das Problemfeld Mensehen- 
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handel wird in der nationalen Vorgesetztenausbildung im 
Rahmen der Einsatzvorbereitung thematisiert. Die militä- 
risehen Vorgesetzten sind gehalten, ihre unterstellten Sol- 
datinnen und Soldaten über relevante Inhalte zu informie- 
ren, und verpfliehtet, die Umsetzung und Einhaltung 
geltender Bestimmungen und Regeln zu kontrollieren. 

Die Bundesministerien für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend sowie der Justiz geben im Rahmen der Öffentlieh- 
keitsarbeit über das Gewaltsehutzgesetz die Broschüre 
„Mehr Schutz vor Gewalt“ heraus, die durch Aufklärung 
zum Opferschutz beiträgt. 

Darüber hinaus werden weiterhin bundesweite Fachta- 
gungen und Konferenzen gefördert. 

Auch Projekte, die sich an die allgemeine Öffentlichkeit 
richten, sind wichtige Maßnahmen zur Qualifizierung 
und Sensibilisierung über Fachkreise hinaus. So unter- 
stützt das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend die bundesweite Öffentlichkeitskam- 
pagne des Bundesverbandes der Frauenberatungsstellen 
und Notrufe „Standpunkte 2007 - für das gewaltfreie Le- 
ben von Frauen“ sowie der Katholischen Frauengemein- 
schafl Deutschlands „Häusliche Gewalt ist kein Schick- 
sal“. 

Die im Kapitel Prävention aufgeführten Maßnahmen ent- 
halten teilweise auch Fort- und Weiterbildungsaspekte 
und sind somit auch Maßnahmen der Qualifizierung. 

2.8 Forschung 

Forschungen zum Thema Gewalt gegen Frauen sind un- 
verzichtbar, um Wissenslücken über Ausmaß, Formen, 
Ursachen, Hintergründe und Folgen von Gewalt zu 
schließen und eine empirisch abgesicherte wissenschaftli- 
che Grundlage für die Entwicklung von effektiven und 
realitätsgerechten Maßnahmen zur Unterstützung der 
Betroffenen und zur Inverantwortungnahme von Gewalt- 
tätern zu erhalten. 

Die Repräsentativuntersuchung „Lebenssituation, Sicher- 
heit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“ enthält 
wichtige Datensätze, Auswertungen und damit auch Er- 
kenntnisse zum Bereich Gewalt gegen Frauen, die ge- 
nutzt werden sollen, um zielgenaue konkrete Maßnahmen 
zur weiteren Verbesserung der Situationen betroffener 
Frauen zu entwickeln. Bis jetzt sind nicht alle Datensätze 
der Repräsentativuntersuchung ausgewertet. Das Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
plant daher verschiedene sekundäranalytische Auswer- 
tungen, so z. B. zu den Schweregraden von häuslicher 
Gewalt, zu Risiko- und protektiven Faktoren, zum Hilfe- 
bedarf Betroffener und zu den gesundheitlichen Aus- 
wirkungen. Die geplanten Auswertungen umfassen auch 
eine vergleichende Analyse zur gesundheitlichen Situa- 
tion von Migrantinnen und Nicht-Migrantinnen in 
Deutschland und beinhalten die Untersuchung möglicher 
Zusammenhänge zwischen Gesundheitsbeschwerden, 
Migrationshintergrund, psychosozialer Situation und Ge- 
waltbetroffenheit im inner- und außerhäuslichen Bereich. 


Zu Gewalt gegen Frauen mit Behinderungen gibt es für 
Deufschland keine verlässlichen, repräsenfafiven Dafen 
und keine wissenschaftliche Untersuchung. Gewalttätige 
Übergriffe in Einrichtungen für Menschen mif Behinde- 
rung wurden und werden darüber hinaus seifen zur An- 
zeige gebracht. Daher plant das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend die Vergabe einer 
wissenschaftlichen Untersuchung zu Gewalt gegen behin- 
derte Frauen. 

Das Thema Zwangsverheiratung ist in der öffentlichen 
und parlamentarischen Debatte sehr präsent, seit es von 
Frauenrechtsorganisationen auf die Tagesordnung ge- 
setzt wurde. Zwangsverheiratung stellt eine schwere 
Menschenrechtsverletzung dar, die geahndet werden 
muss. Abzugrenzen ist sie von der arrangierten Ehe nach 
traditionellem Muster. Zu der Thematik existieren keine 
verlässlichen qualitativen und quantitativen Analysen 
(s. S. 2). Um die Datenlage und die wissenschaftliche 
Aufarbeitung des Themas zu verbessern, gibt das Bun- 
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
eine Studie zur Evaluierung der Praxisarbeit im Bereich 
Zwangsverheiratung in Auftrag. Zudem wird in Zusam- 
menarbeit mit dem Deutschen Institut für Menschen- 
rechfe ein Reader zum Thema, auch mif Zwischenergeb- 
nissen aus der Praxisevaluation, entstehen. Die Beiträge 
sollen insbesondere Phänomene und Ursachen der 
Zwangsverheiratung, Aspekte der Genderdimension, 
rechtliche Rahmenbedingungen und Präventions- und In- 
terventionsmöglichkeiten enthalten. 

Fragen zu sexueller Gewalt bei Jugendlichen beinhaltet 
die im Auftrag der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung durchgeführte repräsentative Befragung zur 
Jugendsexualität. Befragt werden Mädchen und Jungen 
im Alter zwischen 14 und 17 Jahren sowie deren Eltern. 
Die Jugendsexualitätsstudie wird wiederholt durchgeführt 
und auch weiterhin Fragen zum Thema Gewalt umfassen. 

Daten über Kriminalitäts- und Gewalterfahrungen älterer 
Menschen gibt es bislang nur wenige. Mit der Studie 
„Kriminalität und Gewalt im Leben älterer Menschen“ 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend soll dieses Feld erhellt und dabei eine detail- 
lierte Betrachtung der jeweiligen Betroffenheit von 
Frauen und Männern vorgenommen werden. Untersu- 
chungsgegenstand ist das alltägliche Lebensumfeld von 
Seniorinnen und Senioren sowie die Frage nach der 
Opferwerdung innerhalb enger bzw. für die befroffene 
Person bedeufsamer sozialer Beziehungen. Bei dieser Un- 
fersuchung sollen auch Lebensbereiche in den Blick ge- 
nommen werden, deren Bedeutung bei früheren Erhebun- 
gen zu wenig beachtet wurde; dies gilt insbesondere für 
den zunehmend wichtigen Bereich der häuslichen Pflege 
alter Menschen. Ein Zwischenbericht der Studie liegt vor. 

Hilfe- und Pfiegebedürftigkeit aufgrund hohen Alters be- 
trifft überwiegend Frauen. Angesichts eines steigenden 
Anteils von älteren Menschen mit Demenz und gleichzei- 
tiger Abnahme familiärer Betreuungsmöglichkeiten 
kommt dem Hilfesystem wachsende Bedeutung zu. Das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend förderf deshalb eine Längsschniffstudie zur Belas- 
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tung pflegender Angehöriger von demenziell Erkrankten 
(LEANDER). Ziel der LEANDER-Studie ist die Quali- 
tätssicherung in der Unterstützung und Begleitung pfle- 
gender Angehöriger. Im Ergebnis soll ein Handbuch ent- 
stehen, das die Erfahrungen der Praktikerinnen und 
Praktiker im Sinne eines Leitfadens für Pflegepersonen 
allgemein verfügbar macht. 

Auch bei demenziell Erkrankten handelt es sich überwie- 
gend um Frauen. Bei der Behandlung von Unruhe, Sturz- 
gefährdung und Verhaltensstörungen Demenzkranker 
gehören freiheitsbeschränkende Maßnahmen zu den um- 
strittensten Interventionen. Das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat daher das Mo- 
dellprojekt „Reduktion von körpemaher Fixierung bei de- 
menzkranken Heimbewohnern“ (ReDuFix) gefördert. An 
den Modellstandorten konnte eine signifikante Reduktion 
der fixierten Personen und eine Verringerung der Fixie- 
mngszeiten erreicht werden. Unfälle und Verlefzungen 
nahmen während der Projektdauer hingegen nicht zu. 
Auch ein Anstieg der Einnahme von Psychopharmaka 
wurde vermieden. Da das Projekt in der Fachöffentlich- 
keit außerordentlich großes Interesse findet, sind die Er- 
gebnisse in einem Handbuch veröffentlicht worden, ln 
Kooperation mit den Ländern werden diese nunmehr bun- 
desweit umgesetzt. 

Alle Forschungsergebnisse werden veröffentlicht und 
sind wichtige Grundlagen und Materialien für Schulungs- 
und Qualifizierungsmaßnahmen. 

2.9 Europäische und sonstige internationaie 
Zusammenarbeit 

Die Themen Gewalt gegen Frauen, Menschenrechtsver- 
letzungen an Frauen und Diskriminierungen von Frauen 
haben in den letzten Jahren eine große Bedeutung im in- 
ternationalen Kontext erlangt. Es sind Institutionen, Gre- 
mien, Sonderberichterstatterinnen geschaffen worden, es 
wurden und werden Berichte erstellt, vergleichende Un- 
tersuchungen durchgeführt, internationale Kongresse und 
Fachsymposien auf allen Ebenen veranstaltet. 

Deutschland spielt bei dieser internationalen Zusammen- 
arbeit eine wichtige Rolle und ist mit seinen Maßnahmen, 
zu denen auch der Aktionsplan gehört, vielfach Vorreiter. 

a) Europäische Union 

Die Europäische Union (EU) befasst sich seit einigen Jah- 
ren umfassend mit dem Bereich Gewalt gegen Frauen. 
Aktuell ist das Ziel der Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen auch Bestandteil des „Fahrplans für die Gleich- 
sfellung von Frauen und Männern 2006 bis 2010“ der 
EU-Kommission. Einer seiner sechs Schwerpunkte für 
zukünftige europäische Maßnahmen zur Gleichstellung 
von Frauen und Männern ist die Beseitigung aller Formen 
geschlechterbezogener Gewalt. Eine zentrale Maßnahme 
wird die Entwicklung einer umfassenden und kohärenten 
EU-Strategie zur Messung von Kriminalität und Strafver- 
folgung sein. Bis 2008 soll es einen gemeinsamen EU- 
Rahmen für Indikatoren und Dafenerhebungen im Be- 


reich Gewalf gegen Frauen sowie gemeinsame Indikato- 
ren für häusliche Gewalf geben. 

Von besonderer Bedeutung innerhalb der EU ist die Be- 
kämpfung des Menschenhandels im Bereich Justiz, Frei- 
heit und Sicherheit. Dazu ist der Rahmenbeschluss des 
Rates der Europäischen Union vom 19. Juli 2002 zu er- 
wähnen, der durch das 37. Strafrechtsänderungsgesetz 
vom 11. Februar 2005 in deutsches Recht umgesetzt wor- 
den ist. Dadurch wurden die bisher geltenden Straftat- 
bestände zum Menschenhandel neu gefasst und insbeson- 
dere um den Menschenhandel zum Zweck der 
Ausbeutung der Arbeitskraft erweitert. Wichtig für die 
Betroffenen ist die EU-Richtlinie 81/2004 vom 29. April 
2004 über die Erteilung von Aufenthaltstiteln für Dritt- 
sfaafsangehörige, die Opfer des Menschenhandels sind 
oder denen Beihilfe zur illegalen Einwanderung geleisfet 
wurde und die mit den zuständigen Behörden kooperieren 
(vgl. S. 36). Am 2. Dezember 2005 wurde vom Rat der 
Europäischen Union der EU- Aktionsplan über bewährte 
Vorgehensweisen, Normen und Verfahren zur Bekämp- 
fung und Verhütung des Menschenhandels verabschiedet, 
der sowohl von der Europäischen Kommission als auch 
von den Mitgliedstaaten umgesetzt wird. Die im Rahmen 
des „Fahrplans für die Gleichsfellung von Frauen und 
Männern 2006 bis 2010“ der EU-Kommission zu entwi- 
ckelnde EU-Strategie zur Messung von Kriminalität und 
Strafverfolgung sieht auch die Ausarbeitung von Leit- 
linien zur Messung des Menschenhandels vor. 

Das Bundeskriminalamt führt in Hauptherkunftsstaaten 
von Opfern und Tätern des Menschenhandels zum Zweck 
der sexuellen Ausbeutung Speziallehrgänge für polizeili- 
che Sachbearbeiferinnen und Sachbearbeifer unter re- 
gelmäßiger Beteiligung von Mitarbeiterinnen von Fach- 
beratungsstellen durch. Diese Ausbildungsmaßnahmen 
wurden bereits in Russland, Litauen, Lettland, Weißruss- 
land und Rumänien abgehalten und werden auch in Zu- 
kunft weitergeführt. 

Die EU hat ihr Engagement zur Bekämpfung der sexuel- 
len Belästigung am Arbeitsplafz verstärk!. Diese sexuelle 
Beläsfigung gilt jetzt als Benachteiligung im Sinne der 
europäischen Richtlinien zur Verwirklichung des Grund- 
satzes der Gleichbehandlung; rechtliche Maßnahmen 
wurden entsprechend in Deutschland im Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz umgesetzt. Die durch das glei- 
che Gesetz eingerichtete Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes unterstützt damit auch Frauen, die sich gegen se- 
xuelle Belästigung am Arbeitsplatz wehren wollen. 

Das Thema Gewalt gegen Frauen und gewaltbedingte 
Verletzungen fließt auch in die Unfallprävention ein. Auf 
EU-Ebene wurden im Mai 2007 Empfehlungen zur Prä- 
vention von Unfällen und zur Förderung der Sicherheif 
verabschiede!. Diese Empfehlungen umfassen thematisch 
die Prävention von Unfällen und Verletzungen aller Art. 
Dies schließt auch durch Gewalt bedingte Verletzungen 
ein. Kernpunkt der Empfehlungen ist die Entwicklung re- 
präsentativer Instrumente zur Überwachung und Meldung 
von Verletzungen. Damit sollen die Datenlage über Ver- 
letzungsrisiken und die Wirkung von Präventionsmaß- 
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nahmen in den Mitgliedstaaten und auf EU -Ebene verbes- 
sert werden. 

Die EU-Kommission verfolgt ihre Ziele nieht nur dureh 
gesetzgeberisehe Maßnahmen, sondern aueh dureh ver- 
sehiedene Programme, über die sie Projekte finanziell 
fördert. Für die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen ist 
insbesondere das Daphne-Programm einsehlägig, das 
Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Kinder, Jugendliehe und Frauen sowie zum Schutz 
von Opfern und gefährdeten Gruppen finanziert. Derzeit 
läuft das Programm „Daphne 111“ für einen Förderzeit- 
raum von 2007 bis 2013. Die Bundesregierung stellt die 
Kofinanzierung für geeignefe deufsche Projektanfräge si- 
cher. 

Das Jahr 2007 wurde zum „Europäischen Jahr der Chan- 
cengleichheit für alle“ erklärt. Während des gesamten 
Jahres werden auf europäischer Ebene und in den Mit- 
gliedstaaten Aktionen durchgeführt, die sich gegen Dis- 
kriminierungen wenden, denen bestimmte Menschen auf- 
grund ihrer Rasse oder ethnischen Herkunft, ihrer 
Religion oder Weltanschauung, ihres Alters, ihres Ge- 
schlechts, ihrer sexuellen Ausrichtung oder einer Behin- 
derung ausgesetzt sind. 

Unter deutscher EU-Ratspräsidentschaft wurde im Mai 
2007 die Ratsschlussfolgerung „Gleichstellung und Teil- 
habe - die Rolle der Frauen in der Entwicklungszusam- 
menarbeit“ beschlossen. Zentral sind hierbei feste Vorga- 
ben für die Kommission und die Mifgliedsfaafen zu 
Gender Mainsfreaming und der Förderung von Frauen in 
der Enfwicklungszusammenarbeif. Der Raf unfersfreichf 
darin, wie wichtig das gemeinsame Vorgehen gegen ge- 
schlechtsspezifische Gewalt ist. Die Mitgliedstaaten und 
die Kommission sind aufgefordert, Maßnahmen zu er- 
greifen, um Frauen, die besonderer Bedrohung ausgesetzt 
sind, zu unterstützen. 

b) Europarat 

Der Europarat befasst sich im Menschenrechtskontext 
seit langem mit der Gesamtproblematik von Gewalt ge- 
gen Frauen. Am 27. November 2006 startete er eine große 
Kampagne zur Bekämpfung von Gewalt an Frauen ein- 
schließlich häuslicher Gewalt. Zu den Zielen der Kam- 
pagne gehört insbesondere, die Mitgliedstaaten zu kon- 
kreten Maßnahmen zur Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen zu verpflichten und entsprechende Aktionspläne 
aufzulegen. Die Bundesregierung beteiligt sich aktiv an 
dieser Kampagne des Europarates. 

Der Menschenrechtsbeauftragte des Europarates hat 
ebenfalls das Thema Gewalt gegen Frauen zu einem sei- 
ner Schwerpunkte gemacht und ist hierzu im Dialog mit 
der Bundesregierung, einzelnen Bundesländern und deut- 
schen Nichtregierungsorganisationen. 

Die Bekämpfung des Menschenhandels ist auch im Euro- 
parat ein prioritäres Thema. Dies ist vor allem angesichts 
seiner Mitgliederstruktur von Bedeutung, zu denen Her- 
kunfts-, Transit- wie auch Zielländer des Menschenhan- 
dels gehören. Die Bundesregierung hat daher die Erarbei- 
tung der Europaratskonvention zur Bekämpfung des 


Menschenhandels aktiv unterstützt und sich sehr dafür 
eingesefzf, dass der Opferschufz in ihr eine angemessene 
Rolle spielt. Derzeit bereitet die Bundesregierung die Ra- 
tifizierung vor und wird sich auch für ihre Umsefzung 
engagieren. Dazu gehört, dass sich das Bundesministe- 
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend aktiv in 
den Regionalkonferenzen des Europarafes zur Bekannf- 
machung der Konvention einbringt. 

c) Sonstige europäische Kooperationen 

Die Bekämpfung des Menschenhandels beschäftigt auch 
andere europäische Zusammenschlüsse, weil sich die je- 
weiligen Länder unmittelbar mit diesem grenzüberschrei- 
tenden Delikt konfrontiert sehen. Dazu gehören vor allem 
der Ostseerat sowie die Organisation für Sicherheif und 
Zusammenarbeif in Europa (OSZE). Zum Teil wurden 
dort spezielle Arbeitsgruppen zur Bekämpfung des Men- 
schenhandels eingerichtet bzw. entsprechende Pro- 
gramme aufgelegt. Die Bundesregierung bringt sich in 
diesen Arbeitszusammenhängen aktiv ein und hat mit ih- 
ren strukturellen Maßnahmen, z. B. der Bund-Länder- Ar- 
beitsgruppe Frauenhandel, dem Kooperationskonzept für 
Polizei und Fachberatungssf eilen, dem BKA-Lagebild 
Menschenhandel, Maßstäbe setzen können. 

Im November 2006 wurde von den Staaten der Euromedi- 
terranen Partnerschaft (EUROMED), einer Partnerschaft 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit zehn 
weiteren Mittelmeer-Anrainerstaaten, ein Fünf-Jahres- 
Aktionsrahmen „zur Stärkung der Rolle der Frauen in der 
Gesellschaft“ angenommen. Er verpflichtet die Staaten 
der Partnerschaft unter anderem, auf die Ergreifung von 
Maßnahmen in der Region zur Bekämpfung aller Arten 
von Gewalt gegen Frauen hinzuwirken und sicherzustel- 
len, dass entsprechende Politiken, Gesetzgebung und In- 
frastruktur etabliert werden. Die Umsetzung des Aktions- 
rahmens soll einmal jährlich von einer hochrangigen 
Runde von Expertinnen und Experten aus den Partner- 
schaftsstaaten überprüft werden. Eine Ministerkonferenz 
zur Überprüfung der Fortschritte ist für 2009 geplant. Die 
Bundesregierung wird aktiv zur Implementierung des Ak- 
tionsrahmens beitragen. 

d) Vereinte Nationen 

Die Bekämpfung von Menschenrechtsverletzungen an 
Frauen, darunter die Gewalt gegen Frauen, ist ein wichti- 
ges Thema der Vereinten Nationen (VN) praktisch seit ih- 
rer Gründung. Eine Vielzahl von Konventionen, Erklä- 
rungen und sonstigen Instrumenten, insbesondere auch 
zur Bekämpfung des Menschenhandels, ist in den letzten 
Jahrzehnten beschlossen worden. Der Menschenrechtsrat 
wie auch die Frauenrechtskommission befassen sich na- 
hezu ständig mit diesem Themenkomplex; auch spezielle 
Sonderberichterstatterinnen zu Gewalt gegen Frauen so- 
wie zur Bekämpfung des Menschenhandels, insbesondere 
des Frauen- und Kinderhandels, wurden in 2003 und 
2004 berufen. Schwerpunktthemen der Frauenrechtskom- 
mission 2007 waren die Beseitigung von Diskriminierung 
und Gewalt gegen Mädchen und Frauen; hierbei wurden 
verschiedene Formen der Gewalt, insbesondere Zwangs- 
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Verheiratung, häusliehe Gewalt, sexualisierte Gewalt so- 
wie Kinder- und Frauenhandel behandelt. Erstmalig 
wurde von der Frauenreehtskommission eine Resolution 
zu weiblieher Genitalverstümmelung angenommen. 

Zentrales Reehtsinstrument aus den letzten Jahren ist das 
Protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung 
des Mensehenhandels, insbesondere des Frauen- und 
Kinderhandels, zum Übereinkommen der Vereinten Na- 
tionen gegen die grenzübersehreitende organisierte Kri- 
minalität vom 15. November 2000. ln diesem Protokoll 
wurde die bisherige Definition des Mensehenhandels, die 
sieh auf den Handel in die sexuelle Ausbeutung be- 
sehränkte, auf die Arbeitsausbeutung erweitert. Die Kon- 
vention mit ihren Zusatzprotokollen wurde dureh Gesetz 
vom 1. September 2005 für Deutsehland ratifiziert und 
trat naeh Hinterlegung der Ratifikationsurkunden für 
Deutsehland am 14. Juli 2006 in Kraft. 

Die Bundesregierung ist als Mitglied des Büros der Ver- 
tragsstaatenkonferenz an der Überprüfung der Umsetzung 
der Konvention und ihrer Zusatzprotokolle beteiligt. 

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseiti- 
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau 
(CEDAW: Convention on the Elimination of all Forms of 
Diserimination against Women) ist das zentrale interna- 
tionale Mensehenreehtsinstrument zur Beseitigung der 
Diskriminierung von Frauen. Es enthält Standards zur 
Bekämpfung der Diskriminierung von Frauen in den Be- 
reiehen Politik, Bildung, Soziales, Kultur und Gesetzge- 
bung. Auf der Grundlage von Staatenberiehten und ande- 
ren Erkenntnisquellen überwaeht der Aussehuss für die 
Beseitigung der Diskriminierung der Frau (CEDAW-Aus- 
sehuss) die Einhaltung der Konvention und sprieht den 
Staaten Empfehlungen zur weiteren Umsetzung der Kon- 
vention aus. Die Mitgliedstaaten sollen in ihren Länder- 
beriehten den Stand der Gesetzgebung im Bereieh Sehutz 
von Frauen vor jeglieher Art von Gewalt, einsehließlieh 
häuslieher Gewalt, darlegen und über Maßnahmen zur 
Beseitigung jeglieher Art von Gewalt gegen Frauen und 
über Aktionen zum Opfersehutz beriehten. Die Bundesre- 
gierung kommt mit der Erstellung ihrer periodisehen 
Staatenberiehte dieser Aufforderung naeh; 2007 wird der 
seehste Staatenberieht vorgelegt. Die Bundesregierung 
wird ferner dafür Sorge fragen, dass in ihren enfspreehen- 
den Gesefzesenfwürfen aueh auf die Frauenreehtskonven- 
tion Bezug genommen wird. 

Das CEDAW-Fakulfafivprofokoll, das am 22. Dezember 
2000 völkerreehflieh in Kraft getreten und von Deutseh- 
land ratifiziert worden ist, leistet einen bedeutsamen Bei- 
trag zum Sehutz der Mensehenreehte von Frauen. Es 
eröffnet Frauen und Frauenreehtsorganisationen die Mög- 
liehkeit, sieh bei angenommenen Verstößen gegen die Be- 
stimmungen des VN-Frauenreehtsübereinkommens naeh 
Aussehöpfung des innerstaatliehen Reehtsweges mit ei- 
ner Besehwerde an den CEDAW-Aussehuss zu wenden. 
Außerdem kann der VN-Aussehuss selbst Untersuehun- 
gen einleiten, wenn er Anhaltspunkte dafür haf, dass ein 
Vertragssfaaf sehwerwiegend oder sysfemafiseh Men- 
sehenreehfe von Frauen verlefzf. Mif der Rafifizierung 


des Fakulfafivprofokolls haf Deuf sehland unfersfriehen, 
dass es das mif diesem Übereinkommen verbundene Ziel 
eines verbesserten Sehufzes der Mensehenreehfe von 
Frauen mif Naehdruek verfolgf; die Bundesregierung 
wird dureh geeignefe Maßnahmen den Bekanntheifsgrad 
des Fakulfafivprofokolls weher erhöhen. 

Die Pekinger Akfionsplaffform, die bei der vierten Welt- 
frauenkonferenz in Peking 1995 verabsehiedet wurde, 
stellt einen historisehen Meilenstein in der Formulierung 
und Umsetzung von Frauenreehten weltweit dar. Sie 
rüekt zwölf Aufgabenfelder in den Bliekpunkt, darunter 
das Thema „Gewalt gegen Frauen“, deren Umsetzung 
von den Vereinten Nationen regelmäßig überprüft wird. 
Deutsehland hat die Besehlüsse der vierten Weltfrauen- 
konferenz und seiner Folgekonferenzen weitgehend na- 
tional umgesetzt. Der politisehe Sehwerpunkt wurde un- 
ter anderem auf Gewaltprävention gelegt, entspreehende 
Maßnahmen wurden ausgebaut. Die Bundesregierung 
wird sieh weiterhin für die Umsetzung der Pekinger Ak- 
tionsplattform einsetzen und sieh an dem Weiterentwick- 
lungsprozess beteiligen. 

Die Resolution 1325 „Frauen, Frieden und Sicherheit“ 
des VN-Sicherheitsrates aus dem Jahr 2000 fordert eine 
stärkere Beteiligung und Berücksichtigung von Frauen an 
Friedensprozessen, einen besonderen Schutz von Frauen 
in Krisenzeiten und bewaffneten Konflikten vor Gewalt 
und eine gleichberechtigte Beteiligung innerhalb der Ver- 
einten Nationen. Deutschland ist Mitglied der Freundes- 
gruppe der Resolution 1325 und setzt sich für die Umset- 
zung der Resolution und die Beachtung des Themas im 
VN-Rahmen, aber auch in anderen Gremien, ein. So be- 
teiligt sich Deutschland mit nationalen Stellungnahmen 
an der jährlichen offenen Sicherheitsratssitzung zur Um- 
setzung der Resolution. Die Bundesregierung steht im 
Dialog mit der deutschen Zivilgesellschaft sowohl zur 
Umsetzung der Resolution 1325 als auch zu den weiteren 
Aspekten der Beteiligung von Frauen an der Krisenprä- 
vention. 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat sich dem 
Thema Gewalt und Gesundheit mit verschiedenen Aktivi- 
täten angenommen. Der im Oktober 2002 herausgege- 
bene erste Welt-Bericht zu Gewalt und Gesundheit 
(World report on violence and health) verdeutlicht, dass 
Ursachen und Folgen von Gewalt für das Aufgabengebiet 
des Gesundheitswesens von großer Bedeutung sind. Die 
Umsetzung der Handlungsempfehlungen des Berichts ist 
Gegenstand weiterer Veröffentlichungen der WHO. 2004 
wurde ein Bericht zu den gesellschaftlichen Kosten von 
Gewalt zwischen Personen und zum ökonomischen Nut- 
zen von Anti-Gewalt-Programmen erstellt. 2005 wurde 
eine weltweite Studie über Gesundheit von Frauen und 
häusliche Gewalt gegen Frauen veröffentlicht. 

Diese Publikationen haben zur Entwicklung nationaler 
Schwerpunktaufgaben und Projekte beigetragen. Der 
gegenseitige Erfahrungsaustausch mit verantwortlichen 
Entscheidungsträgem im Gesundheitswesen zum Thema 
gesundheitlicher Folgen von Gewalt gegen Frauen wird 
weiterentwickelt. 
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Im Dezember 2006 hat die Generalversammlung der Ver- 
einten Nationen die Mensehenreehtskonvention zum 
Sehutz der Reehte und der Würde von Mensehen mit Be- 
hinderung angenommen. Die neue Konvention legt erst- 
mals in einem universellen und reehtsverbindliehen Do- 
kument die Reehte von weltweit 600 Millionen Mensehen 
mit Behinderung fest. Deutsehland hat sieh bei den Ver- 
handlungen vor allem für den besonderen Sehutz von 
Frauen als Opfer von Mehrfaehdiskriminierungen einge- 
setzt. Behinderte Frauen sind neben Belästigungen und 
Diskriminierungen vielfaeh aueh gewalttätigen Übergrif- 
fen ausgesetzt. In der Behindertenkonvention wird aus- 
drüeklieh anerkannt, dass behinderte Frauen und Mäd- 
ehen vor mehrfaeher Diskriminierung, Ausbeutung und 
Gewalt gesehützt werden sollen. Um sieherzustellen, dass 
sie in den uneingesehränkten und gleiehbereehtigten 
Genuss aller Mensehenreehte und Grundfreiheiten kom- 
men, sind gesehleehtersensible Maßnahmen erforderlieh. 
Deutsehland hat die Konvention am 30. März 2007 ge- 
zeiehnet und bereitet die Ratifizierang vor. 

2.10 Unterstützungsmaßnahmen für Frauen 
im Ausland 

Deutsehland engagiert sieh im internationalen Bereieh 
aueh für den Sehutz betroffener Frauen in den Herkunfts- 
und Partnerländern. Dabei fördert die Bundesregierung 
die Verwirkliehung der Mensehenreehte für Frauen dureh 
ihre Außen- und Entwieklungspolitik in vielfältiger 
Weise. Hauptakteure sind hierbei das Auswärtige Amt 
und das Bundesministerium für wirfsehaftliehe Zusam- 
menarbeif und Entwieklung. 

Die deufsehen Auslandsvertretungen beziehen das Thema 
Gewalt gegen Frauen, insbesondere aueh weibliehe Geni- 
talverstümmelung, durehgängig in die Beriehterstattung 
über die mensehenreehtspolitisehe Lage vor Ort ein. Da- 
bei fördern die Auslandsvertretungen in zahlreiehen Län- 
dern Projekte zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen, 
beispielsweise in Äthiopien, Burkina Faso, Ghana, Gui- 
nea, Jemen, Kenia, Mali, Niger, Tansania, Sudan und 
Togo. Bei diesen Maßnahmen, die fast aussehließlieh von 
lokalen Niehtregierungsorganisationen durehgeführt wer- 
den, handelte es sieh um Aufklärungskampagnen dureh 
Publikationen, Medien und Workshops, die in den betrof- 
fenen Ländern über die Verletzung der Mensehenreehte 
und Mensehenwürde der Frauen hinweisen. Im Rahmen 
des Gästeprogramms der Bundesregierung fördert das 
Auswärtige Amt Reisen von international hoehrangigen 
ausländisehen Delegationen naeh Deutsehland zum 
Thema „Die Rolle der Frau in der Gesellsehaft“, in denen 
die Prävention und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen eine zentrale Rolle spielen. 

Gemeinsam mit Mittlerorganisationen, Niehtregierungs- 
organisationen oder im multilateralen Kontext fördert das 
Auswärtige Amt lokale Projekte zur Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und Mädehen, insbesondere zur 
Sehaffung von Sehutzmeehanismen und Einriehtungen, 
beispielsweise in Jordanien oder Ägypten. 

So wurde 2006 aueh ein türkisehes Projekt gegen Früh- 
und Zwangsverheiratung dureh das deutsehe Auswärtige 


Amt und die Deutsehe Botsehaft in Ankara unterstützt 
und von Teams der Frauenorganisation „Flying Broom/ 
U9an Süpürge“ realisiert. Das Bundesministerium für Fa- 
milie, Senioren, Frauen und Jugend hat sieh an dem Pro- 
jekt beteiligt. Dureh Flying Broom und andere Frauenor- 
ganisationen konnten viele türkisehe Frauen und 
Mädehen erstmals Informationen über ihre Reehte erhal- 
ten. Weitere Kooperationen mit Niehtregierungsorganisa- 
tionen in den Herkunftsländern sollen folgen. 

In der deutsehen Entwieklungszusammenarbeit stehen 
Maßnahmen, die Gewalt gegen Frauen bekämpfen, ganz 
oben auf der Agenda. So fördert das Bundesministerium 
für wirfsehaftliehe Zusammenarbeit und Entwieklung 
z. B. in Pakistan das „Women Proteetion Projeet“ mit 
dem Ziel, dass staatliehe wie niehtstaatliehe Organisatio- 
nen die Maßnahmen zur Umsetzung des dortigen Ak- 
tionsplanes gegen gesehleehtsspezifisehe Gewalt anwen- 
den und verbessern. Neben Präventionsmaßnahmen sieht 
der Plan den Aufbau eines funktionierenden Unterstüt- 
zungssystems für Opfer von gesehleehtsspezifiseher 
Gewalt vor. In Kambodseha unterstützt das Bundesminis- 
terium für wirfsehaftliehe Zusammenarbeit und Entwiek- 
lung relevante Regierungsstellen und Niehtregierungs- 
organisationen in der Umsetzung des dortigen 
Gewaltsehutzgesetzes. 

In Bangladeseh wird die Anwendung von Gesetzen zur 
Unterstützung von Frauen und Mädehen gefördert. Ein 
weiterer Sehwerpunkt des Vorhabens ist die Beratung und 
Stärkung des Frauen- und Familienministeriums bei der 
Verankerung frauenrelevanter Reehtsfragen. 

Frauen und Mädehen sollen aueh in Bezug auf ihre sexu- 
ellen und reproduktiven Reehte vor Gewalt gesehützt 
werden. Die Förderung entspreehender Vorhaben dureh 
die Bundesregierung erfolgt sowohl auf bilateraler als 
aueh auf multilateraler Ebene z. B. dureh die Zusammen- 
arbeit mit WHO und der Weltbank. 

In Krisen- und Konfliktsituationen sind Frauen und Kin- 
der von Gewalt gegen die Zivilbevölkerung in besonderer 
Weise betroffen. Die Integration gesehleehterspezifiseher 
Perspektiven und Maßnahmen ist daher - aueh in Umset- 
zung der VN-Resolution 1325 - von zentraler Bedeutung 
für den Erfolg von Krisenprävention und Konfliktbear- 
beitung. 

So bezieht die Bundesregierung die speziellen Bedürf- 
nisse von Frauen in humanitären Notlagen systematiseh 
in humanitäre Hilfsmaßnahmen ein. Bereits auf der Stufe 
der Projektanträge sind die Niehtregierungsorganisatio- 
nen verpfliehtet, detailliert über die Zielgruppe der huma- 
nitären Maßnahme sowie über die Berücksiehtigung ge- 
sehleehterspezifiseher Bedürfnisse bei der Bereitstellung 
von Hilfsgütem zu beriehten. In die Ausbildung von Per- 
sonal für VN-Missionen werden seit Anfang 2006 ge- 
sehleehterspezifisehe Maßnahmen integriert. Aueh die 
Bundeswehr leistet einen wiehtigen Beitrag, indem für 
milifärisehes Personal in den Vorbereitungslehrgängen 
für die Befeiligung an VN-Einsäfzen Unferriehtseinheifen 
zu „Sexual Exploifation and Abuse“ sfatf finden. Im April 
2007 haf die deufsehe EU-Präsidentsehaft gemeinsam mif 
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dem ungarischen Verteidigungsministerium eine erste 
EU-inteme Schulung zur Frage von Gender-Aspekten in 
Missionen im Rahmen der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP) durchgefuhrt. Die EU- 
Checkliste zur Umsetzung der Resolution 1325 ist wäh- 
rend der deutschen Präsidentschaft in den Planungsdoku- 
menten für künftige zivile ESVP-Missionen umgesetzt 
und in die „Lessons Leamed“ aus den Missionen einbezo- 
gen worden. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit und Entwicklung unterstützt auf vielen Ebenen die 
Umsetzung der VN-Resolution 1325. Instrumente sind 
dabei vor allem die Technische Zusammenarbeit und der 
Zivile Friedensdienst (ZFD). So werden z. B. Projekte 
und Programme zum Gender Mainstreaming in Konflikt- 
und Post-Konflikt-Ländem umgesetzt, Frauengruppen 
und -netzwerke gestärkt, die sich für Friedensentwick- 
lung und gewaltfreie Konfliktlösung einsetzen, und Pro- 
jekte zur Traumabearbeitung unterstützt. Der Einsatz von 
Gender-Beraterinnen und Menschenrechtsbeobachterin- 
nen bei Friedensmissionen wird unterstützt. Konsultatio- 
nen mit Frauengruppen auf lokaler, nationaler und inter- 
nationaler Ebene sollen zu einem festen Bestandteil der 
Missionen und die Gender-Perspektive systematisch in 
alle „Needs Assessments“ der VN-Organisationen inte- 
griert werden. 

Das vom Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend geforderte Pilotprojekt „Mobile Frie- 
densakademie OMNIBUS line 1325“ trägt dazu bei, ei- 
nen geschlechtersensiblen Ansatz als Leitprinzip für alle 
Aktivitäten der zivilen Konfliktprävention, Konfliktbear- 
beitung und Friedenskonsolidierung in den jeweiligen 
Ländern durchzusetzen. 

Die Bundesregierung setzt sich im Kontext der Vereinten 
Nationen für die Aufklärung von Vorwürfen geschlechts- 
spezifischen Missbrauchs im Rahmen von Hilfsmaßnah- 
men ein, die in der Vergangenheit gegen Mitarbeiter von 
VN-Organisationen erhoben wurden. Ein Großteil der 
Hilfsorganisationen hat sich zur Einhaltung von Verhal- 
tenskodizes verpflichtet, die zumeist einen konkreten 
Maßnahmenkatalog zur Vermeidung von Missbrauch und 
Ausbeutung sowie verstärkte Sanktionsmechanismen ent- 
halten. Durch sogenannte Partnerschaftsverträge werden 
auch Hilfsorganisationen, die im Auftrag internationaler 
Organisationen handeln, zur Einhaltung der Bestimmun- 
gen verpflichtet. 

Auch die Bekämpfung des Menschenhandels ist Thema 
von Projekten der Entwicklungszusammenarbeit, ln Al- 
banien beispielsweise unterstützt das Bundesministerium 
für wirfschaftliche Zusammenarbeif und Entwicklung ein 
Vorhaben zur Verbesserung der rechtlichen und psycho- 
sozialen Situation von Frauen, die durch Menschenhandel 
gefährdet sind. Das Projekt hat das Ziel, die Umsetzung 
der gesetzlichen Grundlagen zur Bekämpfung des Men- 
schenhandels zu verbessern und das Angebot an qualifi- 
zierter Rechtsberatung für Opfer zu erhöhen; gefährdete 
Gruppen erhalten ein Ausbildungsangebot zur Verbesse- 
rung ihrer beruflichen Perspektiven. 


Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit und Entwicklung finanziert zudem ein überregionales 
Programm zur Förderung der Gleichberechtigung der 
Geschlechter und Frauenrechte, das Aktivitäten zur Be- 
kämpfung des Menschenhandels enthält, ln diesem Rah- 
men werden sowohl modellhafte Initiativen zur 
Prävention, zum Schutz und zur Beratung für Opfer, zur 
Rehabilifation als auch zur Vernetzung von Organisatio- 
nen, Initiativen und Akteuren gefördert. Die Pilotinter- 
ventionen werden ausgewertet, Orientierungen für neue 
Ansäfze im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit 
abgeleitet und den Projekt- und Programmverantwortli- 
chen zur Verfügung gesfellt. 

Weltweit leben schätzungsweise etwa 130 Millionen 
Frauen und Mädchen, deren Genitalien verstümmelt wur- 
den. Genitalverstümmelung ist eine Verletzung des Men- 
schenrechts von Frauen und Mädchen auf körperliche 
Unversehrtheit und sexuelle Selbstbestimmung mit gra- 
vierenden und meist dauerhaften körperlichen und seeli- 
schen Folgen, ln verschiedenen VN-Frauenrechtsdoku- 
menten wird die Schädlichkeit dieser Praktiken benannt 
und als massive Form von Gewalt und Diskriminierung 
gegenüber Frauen verurteilt, ln den Entwicklungsländern 
wird das Problem seitdem offener diskutiert, und es wer- 
den Maßnahmen zur Überwindung angegangen. 

Die Bundesregierung finanziert das überregionale Pro- 
gramm „Förderung von Initiativen zur Überwindung der 
weiblichen Genitalverstümmelung (FGM)“, das derzeit in 
acht afrikanischen Hochprävalenzländem aktiv ist. Die- 
ses Programm setzt in Zusammenarbeit mit örtlichen 
Partnerinitiativen modellhaft auf die 

- Aufklärung über die körperlichen und seelischen Fol- 
geschäden von FGM, 

- Erarbeitung von Lehrplänen für FGM-bezogene Un- 
terrichfsinhalfe, 

- Efablierung alternativer (FGM-freier) Initiations- 
rituale, 

- Einwirkung auf örtliche (politische wie religiöse) 
Amtsträger, damit sie sich in ihrem öffentlichen Wir- 
ken gegen FGM aussprechen, 

- Unterstützung bei der Erarbeitung und Umsetzung na- 
tionaler Aktionspläne gegen FGM. 

Darüber hinaus beteiligt sich das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung auch 
an der Finanzierung von Vorhaben privater deutscher Trä- 
ger zur Beendigung der weiblichen Genitalverstümme- 
lung. 

ln den entwicklungspolitischen Regierungskonsultatio- 
nen und -Verhandlungen mit den afrikanischen Partner- 
ländern setzt sich die Bundesregierung zudem regelmäßig 
dafür ein, dass nationale Gesetze und Aktionspläne gegen 
die Genitalverstümmelung beschlossen werden, ln den 
vergangenen Jahren ist die Zahl der afrikanischen Staa- 
ten, in denen die Genitalverstümmelung unter Strafe 
steht, deutlich angestiegen. Derzeit sind in 17 der 30 Län- 
der Afrikas, in denen die Genitalverstümmelung traditio- 
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nell praktiziert wird, gesetzliche Verbote in Kraft. Die 
Bundesregierung setzt sich im entwicklungspolitischen 
Dialog mit den betroffenen Staaten Afrikas auch dafür 
ein, dass der Ratifizierungsprozess zum Maputo-Zusatz- 
protokoll der afrikanischen Menschenrechtscharta voran- 
kommt. ln diesem Protokoll, das seit November 2005 in 
Kraft ist, haben sich bisher 20 der 53 Mitgliedstaaten der 
Afrikanischen Union völkerrechtlich verbindlich zur 
Überwindung der weiblichen Genitalverstümmelung be- 
kannt. 

Im Lichte der positiven Ergebnisse, die die deutsche Ent- 
wicklungszusammenarbeit zur Überwindung der Genital- 
verstümmelung in Ländern wie Benin, Burkina Faso, 
Guinea, Mali und Niger bereits erzielt hat, arbeitet die 
Bundesregierung daran, den Kampf gegen die Genitalver- 
stümmelung noch stärker als bisher zu einem Quer- 
schnittsthema der Entwicklungszusammenarbeit mit den 
betroffenen Partnerländern zu machen. Dazu gehört auch, 
dass das jeweilige Engagement der Partnerregierungen 
zur Beendigung der Genitalverstümmelung als ein aus- 
schlaggebender Indikator für gute Regierungs führung 
kommuniziert und damit als anerkanntes Kriterium für 
die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit mit den be- 
treffenden Ländern etabliert wird. 

Aber auch in den EU-Staaten leben nach Schätzungen 
von Experten mehrere Hunderttausende Frauen und Mäd- 
chen aus Ländern, in denen die Genitalverstümmelung 


verbreitet ist. Viele dieser Familien bringen ihre Wertvor- 
stellungen und Traditionen mit und halten auch in ihrer 
neuen Heimat daran fest. So stammen z. B. in Deutsch- 
land knapp 59 000 Afrikanerinnen aus Ländern, in denen 
weibliche Genitalverstümmelung praktiziert wird. Die 
Bundesregierung wird daher weiterhin - insbesondere in 
Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen - not- 
wendige Aufklärungsaktivitäten prüfen und unterstützen. 

Die vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung initiierte Konferenz „Weibli- 
che Genitalverstümmelung beenden: Erfahrungen aus 
Afrika und Europa - Perspektiven für Deutschland“ hat 
im Dezember 2006 nationale und internationale Expertin- 
nen und Experten aus Bundesministerien, Behörden, Ver- 
bänden und Nichtregierungsorganisationen zusammenge- 
führt und damit einen wichtigen Beitrag zur Vernetzung 
der staatlichen und gesellschaftlichen, innen- wie ent- 
wicklungspolitischen Anstrengungen zur Überwindung 
der Genitalverstümmelung geleistet. Auf dieser Konfe- 
renz wurde eine Vielzahl konkreter Handlungsempfeh- 
lungen an Politik und Gesellschaft erarbeitet. Für die Prü- 
fung und ggf Umsetzung dieser Empfehlungen hat die 
Bundesregierung eine ressortübergreifende Arbeits- 
gruppe gebildet. Die Bundesregierung bringt ihre dies- 
bezüglichen Überlegungen zudem im Rahmen ihrer Mit- 
arbeit in dem deutschen Netzwerk „Integra“ zur 
Überwindung weiblicher Genitalverstümmelung ein. 
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